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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt dan 


Nr. 79 en Danzig, den 29. November (mee 10708 1938 

20 : ` mE oP I Seite 
31. 10. 1938 Verordnung betreffend Einführung eines Kapitalverkehrſteuer ge ſet zes. 3281 
31. 10. 1938 Durchführungsbeſtimmungen zum Kapitalverkehrſteuergeſetz LO AEE EEE Gur 6881 
197 N Verordnung 


a betreffend Einführung eines Kapitalverkehrſteuergeſetzes. 
, Vom 31. Oktober 1933. e Leg da 
Auf Grund des § 1 Ziffer 56 b, 57 und des $ 2 des Gesetzes zur drea der Rot r von Volt 


und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes N 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird ede mit DEES le 


Artikel I 
Es wird folgendes Kapitalverkehrſteuergeſetz erlaſſen: 


Kapitainerteprteuernefeh d A aT a 
(K. V. G.) ; Gz 
8 1 
SU Einleitung 
sarte im. Sinne de dize ind: 
1. die Geſellſchaftſteuer, 
2. die Wertpapierſteuer, | lig 5 
3. die Börſenumſatzſteuer. fte! 
i ö l Teil Ing 
. 
o 2 
n mp? EET bei ee 
Der de unterliegen: 
1. der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer mkändiſchen Kapitalgeſellſchaft durch den erſten 
Erwerber; 
2. Leiſtungen, die von den Geſellſchaftern einer: inländischen Kapitalgeſellſchaft auf Grund einer 
im Geſellſchaftsverhältnis begründeten Verpflichtung bewirkt werden (Beiſpiele: weitere Ein⸗ 
zahlungen, Nachſchüſſe). Der Leiſtung eines Geſellſchafters ſteht es gleich, wenn die ESER 
mit eigenen Mitteln die Verpflichtung des Geſellſchafters abdeckt; e , 
3. freiwillige Leiſtungen eines Geſellſchafters an eine inländiſche Kapitalgeſellſchaft, | 
a) wenn das Entgelt in der Gewährung erhöhter Geſellſchaftsrechte beſteht (Beiſpiel: Zu⸗ 
zahlungen bei Umwandlung von Aktien in Vorzugsaktien) oder 
b) wenn die Leiſtungen geeignet ſind, den Wert der Geſellſchaftsrechte zu erhöhen (Bei⸗ 
ſpiele: Verzicht auf Forderungen, Überlaſſung von Gegenſtänden an die Geſellſchaft zu 
einer den Wert nicht erreichenden Gegenleiſtung, Übernahme von Gegenſtänden der Ge⸗ 
a ſellſchaft durch die Geſellſchafter zu einer den Wert überſteigenden Gegenleiſtung); 
* die Veräußerung eigener Geſellſchaftsrechte durch eine inländiſche Kapitalgeſellſchaft, wenn ihr 
die Geſellſchaftsrechte unentgeltlich SE au einer EZ Wert 1 retel Gedenleſtung 
überlaſſen worden ſind? 
5. die Zuführung von Anlage⸗ oder gedar dutch eine dsl etu 
SEa an ihre inländische Niederlaffung, auch wenn Re rechtlich ite H 


zes a Et Tag Bach Ablauf des Ausgabetages; J. 12. WI Sen 95 
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83 
Geſellſchafterdarlehen 

(1) Der Geſellſchaftſteuer unterliegt auch die Gewährung von Darlehen an eine inländiſche Ka⸗ 
pitalgeſellſchaft durch einen Geſellſchafter, wenn die Darlehnsgewährung eine durch die Sachlage 
gebotene Kapitalzuführung (Beiſpiele: Kapitalerhöhung, weitere Einzahlungen) erſetzt. Ausgenommen 
ift die Gewährung von Darlehen, wenn fie in Schuldverſchreibungen verbrieft ſind, die unter die Wert⸗ 
papierſteuer fallen. TS 

(2) Als Darlehn eines Geſellſchafters gilt auch das Darlehn eines Dritten, wenn ein Geſell⸗ 
ſchafter dafür Sicherheit leiſtet. Darlehen, die der Ehegatte eines Geſellſchafters gewährt, gelten 
als Darlehen des Geſellſchafters. 

(3) Der Gewährung von Darlehen ſteht es gleich, wenn der Geſellſchafter geſtundete Forde⸗ 
rungen Dritter gegen die Geſellſchaft erwirbt oder Forderungen, die ihm ſelbſt gegen die Geſellſchaft zu⸗ 
ſtehen, ſtundet. 
SEE 8 4 
i Doppelgeſellſchafter mz 

Die Steuerpflicht wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß Leiſtungen (8 2) nicht von Geſell⸗ 
ſchaftern bewirkt werden, ſondern von Perſonenvereinigungen, an denen die Geſellſchafter als Mitglieder 

oder Geſellſchafter beteiligt find. Den Leiſtungen ſteht die Gewährung von Darlehen (8 3) gleich. 


85 
Kapitalgeſellſchaften 
(1) Kapitalgeſellſchaften ſind: 

1. Aktiengeſellſchaften, 
2. Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
3. Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 
(2) Als Kapitalgeſellſchaften im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch 
1. die Bank von Danzig, 5 
2. andere juriſtiſche Perſonen, wenn ſie Erwerbszwecke verfolgen und die Mitglieder ihre An⸗ 
teile an dem Vermögen der juriſtiſchen Perſon an Dritte übertragen können, 
3. Perſonenvereinigungen, die Erwerbszwecke verfolgen, wenn alle Mitglieder nur mit ihrem 
Anteil für die Schulden der Vereinigung haften und ihre Anteile an Dritte übertragen 
5 können. 
68) Kapitalgeſellſchaften gelten als inländiſche, wenn ſie ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz im 
Inland haben. 
(4) Als ausländiſche Kapitalgeſellſchaften gelten Geſellſchaften, die den Kapitalgeſellſchaften (Ab⸗ 
ſatz 1, 2) entſprechen und weder ihre Geſchäftsleitung noch ihren Sitz im Inland haben. 


8 6 
f Geſellſchaftsrechte 
(1) Als Geſellſchaftsrechte an Kapitalgeſellſchaften gelten: 
1. Aktien und ſonſtige Anteile, / 
Genußrechte, ? 
„Forderungen, die eine Beteiligung am Gewinn der Geſellſchaft gewähren, 
. Anteile der Kommanditiſten an einer Kommanditgeſellſchaft, wenn zu den perſönlich haf⸗ 
tenden Geſellſchaftern der Kommanditgeſellſchaft eine Kapitalgeſellſchaft gehört. 

(2) Als Geſellſchafter gelten die Perſonen, denen die im Abſatz 1 bezeichneten Geſellſchaftsrechte 
zuſtehen. ; a 

i Sei 8 7 


i e Ausnahmen von der Beſteuerung | 

() Von der Beiteuerung ausgenommen find die in den 88 2 und 3 bezeichneten Nechtsvorgänge 
bei inländiſchen Kapitalgeſellſchaften, een 
1. die nach der Satzung und nach ihrer tatſächlichen Geſchäftsführung ausſchließlich und un⸗ 
mittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen, i ; 

2. die der Verſorgung der Bevölkerung mit Waller, Gas, Elektrizität oder Wärme oder dem 
öffentlichen Verkehr dienen (Verſorgungsbetriebe), wenn die Anteile an der Geſellſchaft aus⸗ 
ſchließlich der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband ader einem 


wm 
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ehe gehören und die Erträge der Geſellſchaft ausſchließlich dieſen Körperſchaften 
zufließen 

(2) Fallen die im Abſatz 1 bezeichneten greka für die Ausnahme von der Beſteue⸗ 
rung nachträglich fort, fo werden damit die Rechts vorgänge ſteuerpflichtig, die Té innerhalb der letzten 
fünf Jahre vor dem Fortfall der Vorausſetzungen ereignet haben und noch nicht verſteuert ſind. 

(3) Die Zuführung von Anlage- oder Betriebskapital durch eine ausländiſche Kapitalgeſellſchaft 
an eine inländiſche Niederlaſſung ($ 2 Ziff. 5) und die Gewährung von Darlehen ausländiſcher Ge⸗ 
ſellſchafter an eine inländiſche Kapitalgeſellſchaft (8 3) bleibt ſteuerfrei, wenn durch eine Beſcheinigung 
des Senats nachgewieſen wird, daß der Kapitalverkehr die Belange der Danziger Wirtſchaft zu fördern 
geeignet iſt. 5 

8 8 
i f Steuer maßſtab 

Die Steuer wird berechnet 

1. beim Erwerb von Geſellſchaftsrechten (§ 2 Ziffer 1): i 

a) wenn die Gegenleiſtung in Geld beſteht: vom Geldbetrag. Zur Gegenleiſtung gehören 
auch die von den Geſellſchaftern übernommenen Koſten der Geſellſchaftsgründung oder 
Kapitalerhöhung, dagegen nicht die Geſellſchaftsſteuer, die für den Erwerb der dE 
ſchaftsrechte zu entrichten iſt; 

b) wenn die Gegenleiſtung nicht in Geld beſteht (Sacheinlagen): vom Wert der Gegen⸗ 
leiſtung. Als Wert der Gegenleiſtung gilt mindeſtens der Wert der Geſellſchaftsrechte; 

c) wenn eine Gegenleiſtung nicht zu bewirken iſt: vom Wert der Geſellſchaftsrechte; 

2. bei Leiſtungen (8 2 Ziffer 2, 3): vom Wert der Leiſtung; 

3. bei der Veräußerung von eigenen Geſellſchaftsrechten (§ 2 Ziffer 4): von dem bei der Ver⸗ 
äußerung erzielten Preis abzüglich des Entgelts, das die Geſellſchaft für den Erwerb der 
Rechte entrichtet hatte; 

4. bei der Zuführung von Anlage- oder Betriebskapital an inländiſche Niederlaſſungen aus⸗ 
ländiſcher Kapitalgeſellſchaften ($ 2 Ziffer 5): von dem Wert des Anlage⸗ oder Betriebs- 
kapitals; 

5. bei der Gewährung von Darlehen und dem Erwerb und der Stundung von Forderungen 
($ 3): vom Wert des Darlehns oder der Forderung. 


8 9 
Steuerſatz 
(1) Die Steuer beträgt 1 vom Hundert. 
(2) Die Steuer ermäßigt IO auf Y% vom Hundert beim Erwerb von Geſellſchaftsrechten, bei der 
Veräußerung eigener Geſellſchaftsrechte und bei Leiſtungen, ſoweit ſie alle erforderlich ſind: 

a) zu Deckung der Überſchuldung einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft; 

b) zur Deckung eines Verluſtes an Grundkapital einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft oder Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien oder am Stammkapital einer inländiſchen Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. 

(3) Die Steuer iſt auf volle 10 Guldenpfennig nach oben abzurunden. 


S 10 
Steuerſchuldner 
(1) Steuerſchuldner iſt die Kapitalgeſellſchaft. 
(2) Für die Steuer haften: 
1. beim Erwerb von Geſellſchaftsrechten: der Erwerber, 
2. bei Leiſtungen: wer die Leiſtung bewirkt, 
3. bei der Veräußerung eigener Geſellſchaftsrechte: der Erwerber, 
4. bei der Gewährung von Darlehen: der Geſellſchafter, der das Darlehn gewährt oder für 
das Darlehn Sicherheit leiſtet. 
Teil I 
Wertpapierſteuer 
S 11 
Gegenitand der Penn 
(1) Der Wertpapierſteuer unterliegen: ; 
1. der Erwerb verzinslicher Forderungsrechte gegen einen inländiſchen Schuldner durch den erſten 
Erwerber, wenn die Forderungsrechte in Schuldverſchreibungen verbrieft ſind: 
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22 der Erwerb verzinslicher Förderüngsrechte gegen einen ausländiſchen Schuldner: auf Grund 
der erſten Veräußerung im Inland, wenn die Forderungsrechte in Schuldverſchreibungen ver⸗ 
beirieft find und ſich die Schuldverſchreibungen im Inland befinden, n-: 

3. der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer ausländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf Grund der 
erſten Veräußerung im Inland, wenn die Geſellſchaftsrechte in Wertpapieren leinſchließlich 
Z3uiſchenſcheinen) verbrieft ſind und ſich die Wertpapiere im Inland befinden. ZO 
(2) Dem Erwerb von Forderungsrechten und Geſellſchaftsrechten ſteht der Erwerb eines Pfand⸗ 
rechts oder Zurückbehaltungsrechts an den Wertpapieren (Schuldverſchreibungen und verbrieften Ge⸗ 

ſellſchaftsrechten) gleich. , 

(3) Als erſte Veräußerung im Inland (Abſatz 1 Ziffern 2, 3) gilt es nicht, wenn das der Ver⸗ 
äußerung zugrunde liegende Geſchäft durch Briefwechſel, Telegramm, Fernſprecher oder Funkſpruch 
zwiſchen einem Ort des Inlands und einem Ort des Auslands zuſtande gekommen iſt. Dagegen gilt 
als erſte Veräußerung im Inland die Ausgabe eines Wertpapiers im Inland an einen im Ausland 
befindlichen Erwerber. i Ge 535 
„d) Als erſte Veräußerung im Inland gilt es außerdem nicht, wenn ein inländiſcher Kommiſ⸗ 
ſionär, der für Rechnung eines inländiſchen Kommittenten ein Wertpapier durch ein im Ausland ab⸗ 
geſchloſſenes Geſchäft erworben hat, in Ausführung des Kommiſſionsgeſchäfts das Wertpapier dem 
inländiſchen Kommittenten übereignet. EEE 5 dE e 
dsc h gd usi 130 7G gai ait AR berta | 
Seh A Schuldverſchreibungen 8 

(1) Als Schuldverſchreibungen gelten Wertpapiere, in denen verzinsliche Forderungsrechte ver⸗ 
brieft ſind, wenn die Wertpapiere 5 > Sede 

1. auf den Inhaber lauten oder 

2. durch Indoſſament übertragen werden können oder 

3. in Teilabſchnitten ausgefertigt find oder 

4. mit Zinsſcheinen (Rentenſcheinen) verſehen ſind. Aird a 
1 (2) Den Schuldverſchreibungen ſtehen Rentenverſchreibungen und Zwiſchenſcheine über Einzah⸗ 
lungen auf die Wertpapiere gleich. : e {EB 


8 13 
Ausnahmen von der Beſteuerung 
1) Von der Beſteuerung ausgenommen iſt der Erwerb von Forderungsrechten 

1.̃. gegen die Freie Stadt Danzig, eine inlän diſche Gemeinde, einen Gemeindeverband, einen 
Zweckverbandes ee d bk 812 dE 
2. gegen inländiſche Unternehmen, die der Verſorgung der Bevölkerung mit Waſſer, Gas, Elek⸗ 
trizität oder Wärme oder dem öffentlichen Verkehr dienen (Verſorgungsbetriebe), wenn die An⸗ 
teile am Unternehmen ausſchließlich der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde, einem Ge⸗ 
meindeverband oder einem Zweckverband gehören und die Erträge des Unternehmens 

ausſchließlich dieſen Körperſchaften zufließen. : Ge 
(2) Fallen die im Abſatz 1 Ziffer 2 bezeichneten Vorausſetzungen für die Ausnahme von der 
Beſteuerung nachträglich fort, ſo wird damit der Erwerb der Forſchungsrechte ſteuerpflichtig, der inner⸗ 
halb der letzten fünf Jahre vor dem Fortfall der Vorausſetzungen ſtattgefunden hat und noch nicht 

verſteuert iſt. i Zepai id 
(3) Der Erwerb verzinslicher Forderungsrechte gegen einen ausländiſchen Schuldner ($ 11 Abſ. 1 
Ziff. 2) und der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer ausländiſchen Kapitalgeſellſchaft ($ 11 Abſ. 1 
Ziff. 3) bleiben ſteuerfrei, wenn durch eine Beſcheinigung des Senats nachgewieſen wird, daß der 

Kapitalverkehr die Belange der Danziger Wirtſchaft zu fördern geeignet iſt. ; d A 
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Steuer maſßſtab 
(1) Die Steuer wird berechnet: 


1. beim Erwerb von Forderungsrechten: S ën 3 ö 
vom Nennbetrag der Schuldverſchreibung . FF 


Bei Rentenverſchreibunngen, in dener ein Renubetrag nicht angegeben iſt, tritt an die 
Stelle des Nennbetrags das Fünfundzwanzigfache der Jahresreftte. 


2. beim Erwerb von e an einer ausländiſchen Kapitalgeſellſchaft: 
a) regelmäßig vom Erwerbspreis, ZO 
b) vom Wert der Wertpapiere, wenn er Se Erwerbspreis überſteigt, 5 
c) vom Nennbetrag der Wertpapiere, wenn er ſowohl den Erwerbspreis als auch den Wert 
der Wertpapiere überſteigt. 

Bei nicht voll bezahlten Geſellſchaftsrechten wird dem Erwerbspreis (zu a) und 
dem Wert der Wertpapiere (zu b) DS Betrag der ausitehenden Einzahlungen hinzu⸗ 
gerechnet. 

(2) In ausländiſcher Währung „ Beträge werden nach den für die Wechſelſteuer gel⸗ 
tenden Vorſchriften umgerechnet. Lautet ein Wertpapier auf mehrere Währungen, ſo iſt die Währung 
maßgebend, die den höchſten Steuerbetrag ergibt. 


S 15 
Steuer ſatz 
(1) Die Steuer beträgt für jede angefangenen 10 Gulden . 
1. beim Erwerb von Forderungsrechten Guldenpfennig 
a) gegen inländiſche öffentlich⸗rechtliche Kreditanſtalten, inländiſche Hypo⸗ 
thekenbanken, inländiſche Eiſenbahngeſellſchaften und gegen Wohnungs⸗ 
unternehmen, die als gemeinnützig oder als Organe der ſtaatlichen 
Wohnungspolitik anerkannt ſ ind 5 
5) gegen andere Schuldner - d 8 10 
2. beim Erwerb von Geſellſchaftsrechten an ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften 20 
(2) Die Steuer beträgt mindeſtens 10 Guldenpfennig. Höhere Steuerbeträge ſind auf 10 Gulden⸗ 
pfennig nach oben abzurunden. Die Steuer wird für jedes Wertpapier beſonders berechnet. 


§ 16 
Steuerſchuldner 


0 edere iſt der, von dem der Erwerber das Wertpapier erwirbt. 
d E bie Steuer haftet jeder Erwerber des Wertpapiers. 


Teil III 
Börſenumſatzſteuer 
8 17 
Gegenſtand der Steuer 

"oi Der Börfenimfahfteuer unterliegt der Abſchluß von Anſchaffungsgeſchäften über Wertpapiere 
wenn die Geſchäfte im Inland oder unter Beteiligung, wenigſtens eines Inländers im Ausland ab⸗ 
geſchloſſen werden. 

(2) Inländer ſind Perſonen, die im Inland ihren Wohnſitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt, eine 
gewerbliche Niederlaſſung oder eine ſtändige Vertretung haben. Soweit Perſonen Geſchäfte durch 
ihre ausländiſche Niederlaſſung abſchließen, gelten ſie nicht als Inländer. 

3) Geſchäfte, die durch Briefwechſel, Telegramm, Fernſprecher oder Funkſpruch zwischen einem. 
Ort des SE und einem Ort des Auslands zuſtande gekommen ſind, gelten als im Ausland ab⸗ 
gesch ehe E 


8 18 
Anſchaffungsgeſchäfte 
(1) Anſchaffungsgeſchäfte ſind entgeltliche Verträge, die auf den Erwerb des Eigentums an 
Wertpapieren gerichtet find. i e 
(2) Als Anſchaffungsgeſchäfte gelten auch e de 

1. Geſchäfte, die das Einbringen von Wertpapieren in eine Kapftalgeſellſchaft oder eine andere 
Perſonenvereinigung zum Gegenſtand haben; 

2. Geſchäfte, durch die bei der Auseinanderſetzung einer Kapitalgeſellſchaft mit ihren Geſell⸗ 
ſchaftern, bei der Auflöſung einer anderen Perſonenvereinjgung oder beim Ausſcheiden eines 
Geſellſchafters aus einer Perſonenvereinigung den Geſellſchaftern Wertpapiere aus, dem 
Vermögen der Geſellſchaft überwieſen werden; c e 

3. bedingte oder befriſtete Anſchaffungsgeſchäfte; S 


4. die Verſicherung von Wertpapieren gegen Berlofung, w wenn der eternal eintritt. 


630 


819 
Wertpapiere 
(1) Als Wertpapiere gelten: ? 

1. Schuldverſchreibungen ($ 12), 

2. Dividendenwerte. 

(2) Als Dividendenwerte gelten Aktien, Kue und andere Anteile an inländiſchen und ausländi⸗ 
ſchen Kapitalgeſellſchaften, Zertifikate über Shares, Aktienanteile, Genußſcheine leinſchließlich der Zwi⸗ 
ſchenſcheine über dieſe Werte). i 

(3) Den Dividendenwerten ſtehen Bezugsrechte auf Dividendenwerte gleich. 


§ 20 
Ausnahmen von der Beſteuerung 
Von der Beſteuerung ausgenommen ſind: 
1. Geſchäfte, die die Zuteilung von Wertpapieren an den erſten Erwerber zum Gegenſtand 
haben, 1 3 
2. die Annahme von Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde, eines 
Gemeindeverbandes oder eines Zweckverbandes, wenn die Schuldverſchreibungen zur Entrich⸗ 
tung öffentlicher Abgaben an Zahlungs Statt hingegeben werden, 
3. Anſchaffungsgeſchäfte über Schatzanweiſungen und Schatzwechſel der Freien Stadt Danzig 
und der Staatsbank der Freien Stadt Danzig. 


§ 21 
Steuermaßſtab 
Die Steuer wird berechnet: 
1. regelmäßig 
von dem vereinbarten Preis. Koſten, die durch den Abſchluß der Geſchäfte entſtehen, und 
Stückzinſen, ſoweit ſie bei Geſchäften über Schuldverſchreibungen beſonders berechnet werden, 
ſind dem Preis nicht hinzuzurechnen. Bei Stellgeſchäften wird das Stellgeld dem Kauf⸗ 
preis hinzugerechnet; 
2. wenn ein Preis nicht vereinbart iſt: 
von dem mittleren Börſen⸗ oder Marktpreis, der für das Wertpapier am Tag des Ge⸗ 
ſchäftsabſchluſſes gilt; 
3. wenn es ſowohl an einer Preis vereinbarung als auch an einem Börſen⸗ oder Marktpreis 
fehlt: 
nach dem Wert des Wertpapiers; 
4. wenn einem Vertragsteil ein Wahlrecht oder die Befugnis, innerhalb gewiſſer Grenzen den 
d Umfang der Leiſtung zu beſtimmen, zugeſtanden worden iſt: , 
nach dem höchſtmöglichen Wert des Gegenſtands. 


8 22 
i Steuerſatz 
. (1) Die Steuer beträgt für jede angefangenen 100 Gulden 


— — ꝗ6 — — 
5 1 


d IL 
für für die übrigen 
Händlergeſchäfte Geſchäfte 
Guldenpfennig Guldenpfennig 


SE 
1. Bei Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig, einer 
inländiſchen Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder : 
GE Ee 2 8 
2. Bei Schuldverſchreibungen inländiſcher öffentlich rechtlicher | 
Kreditanſtalten, inländiſcher Hypothekenbanken, inländiſcher 
Eiſenbahngeſellſchaften, von Wohnungsunternehmen, die 
als Gemeinnützig oder als Organe der ſtaatlichen Woh⸗ 


„nungs politik anerkannt Imd . . . . .. TUT men 8 4 
3. Bei andern Schuldverſchreib ungen. 5 75 
4. Bei Dividendenwerten mit Ausnahme von Anteilen an 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung `... 75 0 


5. Bei Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 25 GE 40 


€ > e 631 
(2) Die Steuer beträgt mindeſtens Are 3 
1. bei Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung: 2 Gulden, ` 
2. in den übrigen Fällen: 10 Guldenpfennige. Höhere Steuerbeträge ſind auf 10 Guldenpfennige 
nach oben abzurunden. f 
8 23 f 
Geſchäftsarten ; 
(1) Händlergeſchäfte ſind Anſchaffungsgeſchäfte, bei denen alle Vertragsteilnehmer Händler find. 
(2) Kundengeſchäfte find Anſchaffungsgeſchäfte, bei denen nur ein Vertragsteil inländiſcher Händ⸗ 


ler iſt. 
(3) Privatgeſchäfte ſind alle übrigen Anſchaffungsgeſchäfte. 
8 24 
Händler 


Als Händler gelten: 
1. Banken und Sparkaſſen, e , 
2. Kaufleute, die gewerbsmäßig Geſchäfte über Wertpapiere betreiben und zum regelmäßigen 
Beſuch der Danziger Effektenbörſe zugelaſſen ſind. 


8 25 
Steuerſchuldner 
Steuerſchuldner ſind die Vertragsteile als Geſamtſchuldner. 


§ 26 | 
Tauſchgeſchäfte ZERE on 

(1) Bei einem Tauſchgeſchäft gelten als Anſchaffungsgeſchäfte ſowohl die Vereinbarung über 
die Leiſtung als auch die Vereinbarung über die Gegenleiſtung. 0 

(2) Von der Beſteuerung ausgenommen iſt ein Tauſchgeſchäft über Wertpapiere der gleichen 
Gattung, wenn der Austauſch Zug um Zug ohne andere Gegenleistung geſchieht. Dies gilt auch, wenn 
die ausgetauſchten Wertpapiere verſchiedene Zinszahlungstage haben und der Unterſchiedsbetrag der 
Zinſen durch Zuzahlung ausgeglichen wird. 

i 8 27 
Wertpapierleihe ö 


(1) Iſt der Entleiher berechtigt, an Stelle der empfangenen Wertpapiere andere Wertpapiere 
gleicher Gattung zurückzugeben, ſo gelten als Anſchaffungsgeſchäfte ſowohl die Vereinbarung über die 
Hingabe als auch die Vereinbarung über die Rückgabe. / 

(2) Iſt für die Hingabe ein Entgelt nicht zu entrichten, ſo ſind von der Beſteuerung ausgenommen: 

1. die Vereinbarung über die Rückgabe, : 
2. auch die Vereinbarung über die Hingabe, wenn die Rückgabe vereinbarungsgemäß innerhalb 


einer Woche nach der Hingabe geſchieht. 


8 28 
Prolongations⸗(Verlängerungs⸗)Geſchäfte 5 
() Als Anſchaffungsgeſchäft gilt eine Vereinbarung, durch die die Erfüllung eines Geſchäfts 
unter veränderten Vertragsbeſtimmungen auf einen ſpäteren Zeitpunkt hinausgeſchoben wird. 5 

(2) Werden in unmittelbarer Verbindung mit einem Kaufgeſchäft Wertpapiere des gleichen Nenn⸗ 
betrages oder der gleichen Menge zurückgekauft (Koſtgeſchäfte, Reports, Deportgeſchäfte), ſo gelten der 
Kauf und der Rückkauf als Anſchaffungsgeſchäfte. Der Beſteuerung unterliegt jedoch nur das An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft, deſſen Gegenſtand den höheren Wert hat. ? 

(3) Werden Koſtgeſchäfte über Dividendenwerte, die zum Börſenterminhandel an der Danziger 
Effektenbörſe zugelaſſen ſind, nach den vom Börſenvorſtand feſtgeſetzten Bedingungen abgeſchloſſen, 
ſo ermäßigt ſich die Steuer für Händlergeſchäfte und Kundengeſchäfte auf die Hälfte der Steuer für 
Händlergeſchäfte. Die Steuer beträgt mindeſtens 10 Guldenpfennig. Höhere Beträge find auf 10 Gul⸗ 
denpfennig nach oben abzurunden. d dda B 
Kommiſſionsgeſchäfte : 

(J) Das Geſchäft, das ein Kommiſſionär zur Ausführung des Kommiſſionsauftrags mit einem 
Dritten abſchließt (Ausführungsgeſchäft), it ein Anſchaffungsgeſchäft. Als Anſchaffungsgeſchäft gilt auch 
das Abwicklungsgeſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär und ſeinen Kommittenten. e en 


(2) Schließt ein Kommiſſionär (Zwiſchenkommiſſionär) zur Ausführung eines Kommiſſionsauf⸗ 
trags ein Geſchäft mit einefft auswärtigen Kommiſſionär (Sauptkommiſſicmär) ab: und ſind beide 
Korinifionäre Händler, ſo ermäßigt ſich die Steuer für das Abwicklungsgeſchäft des Zwiſchenkommiſſio⸗ 
närs mit ſeinem Kommittenten um den Steuerbetrag für das Abführungsgeſchäft. Iſt das Abwicklungs⸗ 
geſchäft ein im Ausland abgeſchloſſenes Händlergeſchäft, ſo wird die Steuer für das Ausführungs⸗ 
geſchäft nur zur Hälfte erhoben. 12178 
‚ent a 2 8.30 uto A 
SET GOIO len Metageſchäfte A dre 

(J) Beſteht zwiſchen mehreren Händlern (Metiſten) eine Metageſchäftsverbindung, ſo iſt die Ab⸗ 
rechnung zwiſchen den Metiſten über Geſchäfte, die einer von ihnen in eigenem Namen, aber für ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung abgeſchloſſen hat, kein Anſchaffungsgeſchäft. f 

(2) Hat ein Händler ein Händlergeſchäft in eigenem Namen, aber für gemeinſchaftliche Rechnung 
mit anderen Perſonen abgeſchloſſen, ſo gelten die Abrechnungen zwiſchen ihnen als Anſchaffungsgeſchäfte. 
Sie ſind inſoweit von der Beſteuerung ausgenommen, als ſie Händlergeſchäfte ſind. ) 

(3) Hat ein Beauftragter im Namen des Auftraggebers ein Geſchäft mit einem Dritten abge⸗ 
ſchloſſen, ſo gilt die Abrechnung zwiſchen dem Auftraggeber und dem Beauftragten als Anſchaffungs⸗ 
geſchäft, wenn das Geſchäft für gemeinſchaftliche Rechnung des Auftraggebers. und des Beauftragten 
geht. Die Abrechnung zwiſchen Auftraggeber und Beauftragten iſt von der Beſteuerung ausgenommen, 
wenn beide Perſonen Händler ſind. Gataz 

ganda EEE 
Aufgabegeſchäfte 

(1) Hat ſich bei einem Geſchäft ein Handelsmakler gegenüber ſeinem Auftraggeber die Benen⸗ 
nung des anderen Vertragsteils vorbehalten. (Aufgabegeſchäft), ſo gelten als Anſchaffungsgeſchäfte ſo⸗ 
wohl die Vereinbarung zwiſchen dem. Handelsmakler und ſeinem Auftraggeber als auch die. Be⸗ 
nennung der Aufgabe durch den Handelsmakler. e SÉ 
2! Die Benennung der Aufgabe iſt von der Beſteuerung ausgenommen, wenn ſie ſpäteſtens am 
zweiten auf den Tag der Vereinbarung folgenden Börſentag gemacht wird und wenn für die Be⸗ 
nennung der Aufgabe gilt: i 

1. der vereinbarte Preis oder : 
2. ein für den Handelsmakler ungünſtigerer Preis, deſſen Anterſchiedsbetrag der Makler trägt. 

Die Ausnahme von der Beſteuerung gilt bei Zurückweiſung der erſten Aufgabe auch für die recht⸗ 
zeitige Bennennung jeder weiteren Aufgabe. N 1 
G Wenn für die Benennung der Aufgabe ein für den Handelsmakler ungünſtigerer Preis gilt 
(Abſatz 2 Ziffer 2), ſo iſt die Steuer für das Geſchäft zwiſchen dem Auftraggeber und dem Handels⸗ 
makler von dem zwiſchen ihnen vereinbarten Preis zu berechnen. EZ 

(4) Wird zwiſchen zwei Handelsmaklern vereinbart, daß jeder ſeinen Auftraggeber als Auf⸗ 
gabe: benennt, ſo gilt dieſe Vereinbarung als Anſchaffungsgeſchäft, wenn zwiſchen den Auftrag⸗ 
gebern auf Grund der Vereinbarung ein Geſchäft zuſtande kommt. Diejes- Anſchaffungsgeſchäft iſt von 
der Beſteuerung ausgenommen, wenn der beiderſeitigen Bennennung der gleiche Preis zugrunde liegt. 
5 . Wertpapierarbitrage IRBETH e 
e Beim Arbitrierverkehr Gizen Börſenplätzen ermäßigt ſich die auf den Arbitrageur ent⸗ 
fallende Steuer auf 2,5 Guldenpfennig für jede angefangenen 1000 Gulden, wenn deta SER 

I. die beiden einander gegenüberſtehenden Geſchäfte zu feſten Kurſen innerhalb von vier auf⸗ 
eelinanderfolgenden Börſentagen abgeſchloſſen werden, Gela EO 

2. die den Gegenſtand der Arbitrage bildenden Wertpapiere in Danzig zum Börſenhandel zu⸗ 
die leni ME man ne 55 
(2). Die auf den Arbitrageur entfallende Steuer beträgt mindeſtens 10 Guldenpfennig. Höhere 
Steuerbeträge ſind auf 10 Guldenpfennig nach oben abzurunden⸗ SEO 12 1730 

Auslandsgeſchäfte made gada hon ninnstengd 

(1) Die Steuer ermäßigt ſich bei Anſchaffungsgeſchäften, die im Ausland abgeſchloſſen werden, 

auf die Hälfte, wenn nur der eine Vertragsteil Inländer ift © 


42) Steuerſchüldner iſt der inländiſche Vertragsteil. most ax end üs OZ d 
mag}: Die Steuer beträgt mindeſtens 10 Guldenpfennig, Höhere Steuerbeträge find auf 10 Gulden 
pfennig nach oben abzurunden. Rente! dau Gurel traga mad Gabe Nenner and 
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SE mai e: DOI Gemeinsame Vorſchriften N 
2 8 34 
ee. Verhältnis der Kapitalverkehrſteuern zueinander ä 
Unterliegt ein Rechtsvorgang der Geſellſchaftſteuer und der Börſenumſatzſteuer oder der Wert⸗ 


papierſteuer und der Börſenumſatzſteuer, ſo wird die Börſenumſatzſteuer neben der Geſellſchaftſteuer 
oder Wertpapierſteuer erhoben. x 
8 35 
Fälligkeit 
Die Steuer wird zwei Wochen nach Entſtehung der Steuerſchuld fällig. 


$ 36 
Pauſchalierung 
Mit Zuſtimmung des Steuerpflichtigen kann das Verkehrſteueramt von der genauen Ermittlung 
des Steuerbetrags abſehen und die Steuer in einem Pauſchbetrag feſtſetzen. 


Artikel II 
Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 in der durch ſpätere Reichsgeſetze und 
Geſetze der Freien Stadt Danzig geltenden Faſſung, jedoch mit Ausnahme der Vorſchriften aus Tarif 
Nr. 1 A c, 1 Aeg, 1 A es, 1 A f, außer Kraft. f 


Danzig, den 31. Oktober 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


F. Pz. 4101 Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 
198 Durchführungsbeſtimmungen 
€ zum Kapitalverkehrſteuergeſetz 
(KVDB). 


Vom 31. Oktober 1938. 
Auf Grund von 8 5, $ 6, $ 15 und 8 183 b des Steuergrundgeſetzes wird folgendes beſtimmt: 
Sachliche Zuſtändigkeit 4 人 
Die Kapitalverkehrſteuern (Geſellſchaftſteuer, Wertpapierſteuer, Börſenumſatzſteuer) werden von 
dem Verkehrſteueramt unter Aufſicht des Landeszollamts und unter der oberſten Leitung des Senats, 
Finanzabteilung, verwaltet. E E SÉ 
ER Erſter Teil 
Geſellſchaftſteuer 
1. Beiſtandspflicht der Arkundsperſonen 

(1) Behörden, Beamte und Notare (Urkundsperſonen), die eine Urkunde über Rechtsvorgänge der 
in den Së 2, 3 des Geſetzes bezeichneten Art aufgenommen oder entworfen und beglaubigt haben, 
müſſen dem Verkehrſteueramt eine für dieſes beſtimmte beglaubigte Abſchrift der Urkunde überſenden. Das 
gleiche gilt für Urkunden über die Errichtung einer Kapitalgeſellſchaft, die Erhöhung ihres Kapitals 
oder Beſchlüſſe über die Einforderung von Leiſtungen im Sinn des § 2 Ziffer 2 des Geſetzes. Die 
Abſchrift iſt binnen 2 Wochen, von der Aufnahme oder Beglaubigung der Urkunde ab gerechnet, einzu⸗ 
reichen. : 
(2) Die Verpflichtung der Urkundsperſonen (Abſatz 1) beſteht auch dann, wenn der Rechtsvor⸗ 
gang von der Beſteuerung ausgenommen iſt ($ 7 des Geſetzes). i 
68) Die Urkundsperſon hat im Fall der Beurkundung auf der Arſchrift der Urkunde zu beſchei⸗ 
nigen, daß die beglaubigte Abſchrift an das Verkehrſteueramt abgeſandt iſt. Der Tag der Abſendung 
iſt in der Beſcheinigung anzugeben. Im Fall der Beglaubigung hat die Urkundsperſon die Beſcheinigung 
auf die von ihr zurückbehaltene Abſchrift zu ſetzen oder einen Vermerk über die Abſendung anzufertigen 
und hei ihrem Akten aufm bewahren: 1 A wis nu iat u Pig dief 


Nur, 
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(4) Das Verkehrſteueramt beſtätigt unverzüglich den Eingang der Abſchrift. Die Urkundsperſon 
hat das Beſtätigungsſchreiben mit der Urſchrift oder der beglaubigten Abſchrift oder mit dem Ab⸗ 
ſendungsvermerk zu verbinden. 

(5) Die Urkundsperſonen dürfen den Beteiligten die Urſchrift, eine Ausfertigung oder beglaubigte 
Abſchrift der Urkunde erſt dann aushändigen, wenn das Verkehrſteueramt den Eingang der Abſchrift 
beſtätigt oder der Aushändigung der Urkunde zugeſtimmt hat. 


2. Anmeldung 
8 3 

(1) Die Beteiligten haben Rechtsvorgänge der in den SS 2, 3 des Geſetzes bezeichneten Art 
binnen zwei Wochen, vom Tag ab gerechnet, an dem der Rechtsvorgang ſtattgefunden hat, dem Ver⸗ 
kehrſteueramt anzumelden. Iſt über den Rechtsvorgang eine privatſchriftliche Urkunde aufgenommen 
worden, ſo müſſen die am Rechtsvorgang Beteiligten außer der Anmeldung die Urſchrift oder eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift der Urkunde binnen zwei Wochen, von der Aufnahme der Urkunde ab gerechnet, dem 
Verkehrſteueramt vorlegen. 

(2) Wer Leiſtungen der im $ 2 Ziffer 2 des Geſetzes bezeichneten Art einfordert, muß dies binnen 
zwei Wochen, von der Einforderung ab gerechnet, dem Verkehrſteueramt anmelden. Die Verpflichtung 
zur Anmeldung der bewirkten Leiſtung (Abſatz 1) bleibt unberührt. 

(8) Anzumelden ſind auch Rechtsvorgänge, die von der Beſteuerung ausgenommen ſind (8 7 des 
Geſetzes). 

(4) Einer Anmeldung nach Abſatz 1 bedarf es nicht, wenn eine Urkundsperſon die Abſchrift der 
Urkunde überſenden muß (8 2 Abi. 1). 

8 4 

(1) Die Anmeldung (8 3) muß enthalten: den Namen, die Firma und die Anſchrift der Geſell⸗ 
ſchaft, die Bezeichnung und den Zeitpunkt des Rechtsvorgangs und die ſonſtigen für die Berechnung 
der Steuer erforderlichen Angaben, z. B. den Wert der Geſellſchaftsrechte, den Betrag der Zahlungen 
oder den Wert der Leiſtungen, die Höhe der weiteren Einzahlungen, der Nachſchüſſe, die Höhe der der 
Geſellſchaft gewährten Darlehen oder geſtundeten Forderungen, den Betrag des Anlage⸗ oder Betriebs- 
kapitals. eriei ES 

(2) Der Anmeldungspflichtige hat zu verſichern, daß er die Angaben nach beitem Willen und Ge⸗ 
wiſſen gemacht hat. 4 

3. Feſtſetzung der Steuer 
8 5 

(1) Das Verkehrſteueramt gibt dem Steuerpflichtigen den feſtgeſetzten Steuerbetrag unter Angabe 
der Zahlungsfriſt bekannt. Die Zahlungsfriſt ſoll zwei Wochen nicht überſteigen. 

(2) Die Feſtſetzungsverfügung gilt als Steuerbeſcheid im Sinne des § 205 des Steuergrund⸗ 
geſetzes. Sie wird dem Steuerpflichtigen ſchriftlich mitgeteilt und ſoll auch die Steuerberechnung und 
. Ihre Grundlagen, eine Anweiſung, wo und wie die Steuer zu entrichten iſt und eine Belehrung ent- 

halten, welches Rechtsmittel zuläſſig iſt und binnen welcher Friſt und bei welcher Behörde es einzu⸗ 
legen iſt. d 

(3) Eine Zahlung, die geleiſtet worden ift, um eine Eintragung im Handelsregiſter zu ermöglichen 
($ 7 Abſatz 1), wird auf die Steuer angerechnet. Deckt ſich die Steuerſchuld mit dem gezahlten Be⸗ 
trag, ſo genügt eine Mitteilung hierüber. ; 


4. Überwachung weiterer Einzahlungen 
8 6 
Ergibt ſich aus den Unterlagen, daß Leiſtungen im Sinn des $ 2 Ziffer 2 des Geſetzes ſpäter zu 
bewirken ſind, ſo wird ihre Anmeldung und Verſteuerung vom Verkehrſteueramt überwacht. 


5. Eintragung im Handelsregiſter 
750087 
(1) Eine Kapitalgeſellſchaft oder ihre Kapitalerhöhung (bei Aktiengeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien die Durchführung der Erhöhung) darf ins Handelsregiſter erſt dann einge⸗ 
tragen werden, wenn eine Beſcheinigung des Verkehrſteueramts vorgelegt wird, daß der Eintragung 
ſteuerliche Bedenken nicht entgegenſtehen (Unbedenklichkeitsbeſcheinigung). Das Verkehrſteueramt hat die 
Beſcheinigung zu erteilen, wenn ein der vorausſichtlichen Höhe der Steuer entſprechender Betrag an 


635 


das Verkehrſteueramt gezahlt oder eine Steuer vorausſichtlich nicht zu erheben iſt. Es darf ſie auch 
in anderen Fällen erteilen, wenn nach ſeinem Ermeſſen die Steuerforderung nicht gefährdet iſt. 

(2) Die Zahlungen in der vorausſichtlichen Höhe der Steuer (Abſatz 1) ſind wie Einzahlungen auf 
Geſellſchaftſteuer zu behandeln. - 

(3) Gegen den Beſcheid des Verkehrſteueramts, durch den die Erteilung der Unbedenklichkeitsbe⸗ 
ſcheinigung von einer Zahlung (Abſatz 1) abhängig gemacht wird, iſt die Beſchwerde nach den 88 221, 
284 des Steuergrundgeſetzes gegeben. 

(4) Ein nach Abſatz 1 geleiſteter Betrag iſt inſoweit zu erſtatten, als eine Steuerſchuld nicht ent⸗ 
ſteht. Die Vorausſetzungen für die Erſtattung ſind vom Antragſteller nachzuweiſen. Die Erſtattung 
findet, wenn die Eintragung im Handelsregiſter unterbleibt, nur gegen Rückgabe der Unbedenklichkeits⸗ 
beſcheinigung ſtatt. Iſt die Unbedenklichkeitsbeſcheinigung bereits dem Regiſtergericht eingereicht, ſo be⸗ 
darf es ihrer Rückgabe nicht; das Verkehrſteueramt hat dem Regiſtergericht mitzuteilen, daß die Be⸗ 
ſcheinigung ungültig iſt. 

6. Mitteilungspflicht der Behörden 
S 8 

Die Handelsregiſterbehörden müſſen dem Verkehrſteueramt folgende Vorgänge alsbald nach ihrer 
Eintragung mitteilen: 

1. die Errichtung, Sitzverlegung, Anderung der Firma oder des Zwecks, Auflöſung, Liquidation 
und Löſchung von Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien oder Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung. 

2. die Erhöhung des Grund- oder Stammkapatals ſolcher Geſellſchaften, 

. den Eintritt eines perſönlich haftenden Geſellſchafters in eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 

4. die Errichtung einer Kommanditgeſellſchaft, zu deren perſönlich haftenden Geſellſchaftern eine 
Kapitalgeſellſchaft gehört, die Erhöhung von Kommanditeinlagen bei ſolchen Geſellſchaften und 
den Eintritt eines neuen Kommanditiſten in eine ſolche Geſellſchaft, 

5. den Eintritt einer Kapitalgeſellſchaft als perſönlich haftender Geſellſchafter in eine Komman⸗ 
ditgeſellſchaft, 

6. die Errichtung, Firmenänderung und Löſchung der inländiſchen Niederlaſſung einer ausländi⸗ 
ſchen Kapitalgeſellſchaft ($ 5 Abſatz 4 des Geſetzes). 


8 9 
In der Mitteilung muß außer den in § 8 Ziffer 1 bis 6 bezeichneten Vorgängen auch angegeben 
werden, von welchem Notar oder Gericht der Vertrag oder Beſchluß beurkundet iſt und ob die im 8 7 
vorgeſchriebene Unbedenklichkeitsbeſcheinigung des Verkehrſteueramts (Datum, Geſchäftsnummer) vorge⸗ 
legen hat. Der Mitteilung bedarf es auch dann, wenn das Gericht, in deſſen Handelsregiſter die Geſell⸗ 
ſchaft eingetragen iſt, den Geſellſchaftsvertrag oder Beſchluß ſelbſt beurkundet hat. 


CD 


7. Ausnahmen von der Beſteuerung 
f S 10 
Gemeinnützige und mildtätige Geſellſchaften 
Die Ausnahme von der Beſteuerung iſt bei Geſellſchaften mit gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken (88 17, 18 des Steueranpaſſungsgeſetzes) nur gegeben, wenn auch folgende Vorausſetzungen 
erfüllt ſind: 

1. die Geſellſchaft darf keinen über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgehenden 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb unterhalten; 

2. der Anteil der Geſellſchafter am Reingewinn darf ſatzungsmäßig und tatſächlich fünf vom 
Hundert der eingezahlten Kapitalanteile der Geſellſchafter und, bei nicht voll eingezahlten 
Kapitalanteilen, fünf vom Hundert der Einlagen nicht überſteigen. Außerdem muß ſicher⸗ 
geſtellt ſein, daß den Geſellſchaftern ſonſtige Vermögensvorteile nicht zugewendet werden; 

3. es darf niemand durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen (z. B. Aufſichtsratsvergütungen, 
Vorſtandsgehälter) oder durch Verwaltungsausgaben, die dem Geſellſchaftszweck fremd ſind, 
begünſtigt werden; 

4. es muß ſatzungsgemäß vorgeſchrieben und tatſächlich ſichergeſtellt fein, 

5 a) daß die Geſellſchafter bei ihrem Ausſcheiden oder bei Auflöſung der Geſellſchaft nicht 
mehr als ihre Kapitalanteile und, wenn die Kapitalanteile nicht voll eingezahlt ſind, nicht 
mehr als die Einlagen zurückerhalten; f d d 
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b daß bei Auflöſung der Geſellſchaft oder bei Wegfall der Gemeinnützigkeit oder Mild⸗ 
tätigkeit das Vermögen der Geſellſchaft für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke ver⸗ 
wendet wird, ſoweit es in dieſem Zeitpunkt die Kapitalanteile der Geſellſchafter und, 
bei ët voll eingezahlten Kapitalanteilen, die eingezahlten Einlagen überiteigt. 


8 11 
. Bei einer Geſellſchaft, die vor dem 23. Oktober 1923 errichtet worden iſt, tritt an die Stelle des 
Kapitalanteils (§ 10 Ziffer 2, 4) der Goldwert der eingezahlten Einlagen, wenn dieſer niedriger iſt als 
der Kapitalanteil. 
8 12 
Wohnungs⸗ und Siedlungsunternehmen n 
Die Vorausſetzungen nach § 7 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes für die Ausnahme von der Be⸗ 
ſteuerung ſind in jedem Fall als gegeben anzuſehen 
1. bei Wohnungsunternehmen, ſolange ſie vom Senat als gemeinnützig anerkannt ſind, 
2. bei Unternehmen, ſolange ſie vom Senat als Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik an⸗ 
erkannt ſind, 
3. bei den vom Senat begründeten oder anerkannten gemeinnützigen Siedlungsunternehmen im 
Sinne der Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche Siedlungs⸗ 
melen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257). 


S 13 
Verfahren 

SP Die Gejellihaft hat dem Verkehrſteueramt die Vorausſetzungen dafür darzulegen, daß ein 
Rechtsvorgang auf Grund des $ 7 des Geſetzes von der Beſteuerung ausgenommen iſt. Dem Ver⸗ 
kehrſteueramt find der Geſellſchaftsvertrag und dazu ergangene Anderungsbeſchlüſſe in Ausfertigung oder 
beglaubigter Abſchrift, auch etwaige weitere Beweisſtücke vorzulegen. 

(2) Stellt das Verkehrſteueramt feſt, daß die Vorausſetzungen für die Ausnahme von der Be⸗ 
ſteuerung vorliegen, ſo benachrichtigt es die Geſellſchaft. Hierbei ſoll das Verkehrſteueramt die Geſell⸗ 
ſchaft darauf hinweiſen, daß mit dem nachträglichen Fortfall der Vorausſetzungen für die Ausnahme 
von der Beſteuerung die Rechtsvorgänge ſteuerpflichtig werden, die ſich innerhalb der letzten fünf Jahre 
vor dem Fortfall der Vorausſetzungen ereignet haben und noch nicht verſteuert ſind, und daß die Ge⸗ 
ſellſchaft verpflichtet iſt, den Fortfall der Vorausſetzungen dem ezak binnen zwei Wochen 
n 

8) Fallen die Vorausſetzungen für die Aus nahme von der Besteuerung nachträglich fort, ſo bat 
die Geſellſchaft dies dem nen binnen zwei Wochen anzumelden. ö 0 


8. Handelanleihen 
8 14 

(1) Soweit Schuldverſchreibungen ($ 12 des Geſetzes) auf Grund eines bereits bei ihrer Ausgabe 
eingeräumten Wahlrechts in Aktien umgewandelt werden, wird die für die 5 ent⸗ 
e Wertpapierſteuer auf die Geſellſchaftſteuer angerechnet. , 
OKI (2) Bei Schuldverſchreibungen, die nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetes 0 werden Ge 
bie Wertpapierſteuer nur angerechnet, wenn die Schuldverſchreibungen innerhalb von fünf Jahren ſeit 
ihrer Ausgabe in Aktien umgewandelt werden. 


Zweiter Teil 
Wertpapierſteuer 
ei Beſteuerungsverfahren 
e I. Unmeldung | 
8 15 
Inländiſche Schuldverſchreibungen 
(1) Der Erwerb verzinslicher Forderungsrechte gegen einen inländiſchen Schuldner durch den erſten 


Bed iſt vom Schuldner anzumelden, wenn die Forderungsrechte in Schuldverſchreibungen verbrieft 
ſind. Den Schuldverſchreibungen ſtehen Rentenverſchreibungen und Zwiſchenſcheine gleich. 


Gia d Ek 
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(2) Der Anmeldung bedarf es insbeſondere, ſobald die: Schuldverſchreibungen im Inland oder 
Ausland erſtmalig ausgegeben, veräußert, verpfändet oder zum Gegenſtand eines anderen Geſchäfts ge⸗ 
macht werden oder ſobald vor der Ausgabe Zahlungen auf die Schuldverſchreibungen geleiſtet werden. 

(3) Die Anmeldung iſt binnen zwei Wochen, von der Ausgabe der Schuldverſchreibungen oder von 
der Vornahme des ſonſtigen Geſchäfts ab gerechnet, dem Verkehrſteueramt eiche 


8 16 
Ausländiſche Wertpapiere 
(1) Anzumelden ſind: 

1. Der Erwerb verzinslicher Forderungsrechte gegen einen ausländiſchen Schuldner auf Grund 
der erſten Veräußerung im Inland, wenn die Forderungsrechte in Schuldverſchreibungen, 
Rentenverſchreibungen oder Zbwiſchenſcheinen verbrieft ſind und die Wertpapiere ſich im In⸗ 
land befinden; 

2. der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer ausländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf Grund der 
erſten Veräußerung im Inland, wenn die Geſellſchaftsrechte in Wertpapieren leinſchließlich 
Zwiſchenſcheinen) verbrieft ſind und die Wertpapiere ſich im Inland befinden. S 

(2) Der Anmeldung bedarf es insbejondere, ſobald die Wertpapiere im Inland erſtmalig aus⸗ 
gegeben, veräußert, verpfändet oder zum Gegenſtand eines anderen Geſchäfts sn werben: Se: 5 
bald Zahlungen auf die Wertpapiere im Inland geleiſtet werden. 

(3) Zur Anmeldung iſt verpflichtet, wer das Geſchäft vorgenommen hat. Die Anmeldung it Böhlen 
zwei Wochen, von der Vornahme des Geſchäfts ab gerechnet, dem Verkehrſteueramt einzureichen. eio 
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Inhalt der Anmeldung 
(1) Die Anmeldung iſt, mit Unterſchrift verſehen, in zwei Stücken einzureichen. Als Vorbild dien 
1. bei Forderungsrechten gegen inländiſche Schuldner Muſter 1, 


N 
ZO 2. bei Forderungsrechten gegen ausländiſche Schuldner und bei Geſellſchaftsrechten an GUZIE 
d S ſche Kapitalgeſellſchaften Muſter 2. 
ZO (2) In der Anmeldung find anzugeben: Name (Firma) und Anſchrift des Anmeldenden, Gattung 


(Benennung), Ausſteller (Firma und Sitz), Ort und Tag der Ausſtellung, Stückzahl, Nennbetrag und 
Stückelung (Reihe, Buchſtabe, Nummer) der über die Forderungsrechte oder Geſellſchaftsrechte ausge⸗ 
ſtellten Wertpapiere. Iſt der Nennbetrag in mehreren Währungen ausgedrückt, ſo müſſen ſämtliche 
Währungen angegeben werden. ， 

(3) Die Anmeldung muß außerdem enthalten 

1. bei Forderungsrechten: Zinsſatz und Zinszahlungstage, 

2. bei Geſellſchaftsrechten an ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften: den Wert und er Ge 
der Geſellſchaftsrechte; die über das Veräußerungsgeſchäft vorhandenen Unterlagen (Schluß⸗ 
noten, Abrechnungen, Vertragsurkunden, Bankſchreiben uſw.) ſind beizufügen. 

(q) Bei Schuldverſchreibungen inländiſcher Schuldner muß ein Probedruck der Sandee e e 
vorgelegt werden. 

(5) Der Anmeldende hat zu verſichern, daß er Gë Angaben nach beitem Willen und Gewiſſen ge⸗ 
macht habe. 

Feſtſetzung der Steuer 
S 18 

(1) Die Steuer wird auf beiden Stücken der Anmeldung feſtgeſetzt. Durch guida eines mit Feſt⸗ 
ſetzungsverfügung verſehenen Stückes der Anmeldung gibt das Verkehrſteueramt dem Anmeldenden den 
feſtgeſetzten Steuerbetrag und die Zahlungsfriſt bekannt. Die dek GZ da) Wochen ZZ 
überſteigen. 

2 Die Feſtſetzungsverfügung gilt als Steuer beſcheid im Sinn des e 205 Sek „ 
ſetzes. Sie ſoll auch die Steuerberechnung und ihre Grundlagen, eine Anweiſung, wo und wie die 
Steuer zu entrichten iſt, und eine Belehrung enthalten, welches Rechtsmittel zuläſſig iſt und binnen 
welcher Friſt und bei welcher Behörde es einzulegen iſt. ; 

(3) Bei ausländiſchen Wertpapieren iſt außerdem in die Feſthetungs verfügt ein Hinweis darauf 
aufzunehmen, daß die Steuerausweiſe Wi 20) oder un (8 EN eio EEE gn 
nachdem die Steuer gezahlt iſt. D ; 
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III. Abſtempelung bei ausländiſchen Wertpapieren 
S 19 
i 5 Vorlegung der Wertpapiere R 

(1) Ausländiſche Wertpapiere oder Zwiſchenſcheine über ausländiſche Wertpapiere ſind bei der An⸗ 
meldung (8 16) dem Verkehrſteueramt vorzulegen. Zins⸗, Gewinnanteil⸗ und Erneuerungsſcheine 
brauchen nicht beigefügt werden. 

(2) Das Verkehrſteueramt darf zulaſſen oder anordnen, daß die Wertpapiere zu einem ſpäteren 
Zeitpunkt, insbeſondere erſt unmittelbar vor der Abſtempelung der Steuerausweiſe, vorgelegt werden. 
Das gilt insbeſondere, wenn die Steuerausweiſe nicht ſofort abgeſtempelt und die Wertpapiere beim 
Verkehrſteueramt aus Raummangel oder Sicherheitsgründen nicht aufbewahrt werden können. 


8 20 
| Steuerausweiſe 

(1) Zum Nachweis der Verſteuerung wird vom Verkehrſteueramt ein Steuerausweis abgeſtempelt, 
der dazu beſtimmt iſt, am Umlauf des ausländiſchen Wertpapiers teilzunehmen. 

E (2) Der Steuerausweis iſt vom Anmeldenden nach Muſter 3 für jedes einzelne Wertpapier be⸗ 
, ſonders auszuſtellen und dem Verkehrſteueramt mit dem Wertpapier einzureichen. Für den Steueraus⸗ 
N weis muß dauerhaftes weißes Papier in der Größe uno 210297 mm (Din A 4 verwendet werden. 
Alle zur genauen Bezeichnung des Wertpapiers notwendigen Angaben ſind in einer jeden Zweifel aus⸗ 
ſchließenden Weiſe einzutragen. Lautet das Wertpapier über mehrere Währungen, ſo ſind ſämtliche 
Währungen aufzuführen. Die Angaben ſind in deutlichen Schriftzeichen mit ſchwarzer Tinte niederzu⸗ 
ſchreiben; ſie können ganz oder teilweiſe mit Schreib maſchine oder durch Stempelaufdruck in ſchwarzer 
Farbe hergeſtellt werden. Radierungen, Durchſtreichungen oder Überſchreibungen ſind unzuläſſig. An der 
rechten Seite des Steuerausweiſes iſt ein Rand von etwa 5 cm für den Aufdruck des Steuerſtempels 
frei zu laſſen. Auf dieſem Rand iſt in Höhe der Eintragung der Angaben über das Wertpapier die 
Stückelungsbezeichnung mit ſchwarzer Tinte oder in ſchwarzer Schreibmaſchinenſchrift oder in ſchwarzem 
Stempelaufdruck zu wiederholen. 

(3) Stimmt der Inhalt des vorgelegten Steuerausweiſes mit dem zugehörigen Wertpapier nicht 
überein, ſo veranlaßt das Verkehrſteueramt die Ausſtellung eines neuen Steuerausweiſes. 

(4) Der Steuerausweis darf erſt abgeſtempelt werden, nachdem die Steuer entrichtet iſt. 

(5) Der Abdruck des Steuerſtempels iſt auf dem hierfür vorgeſehenen Rand des Steuerausweiſes 
derart anzubringen, daß er die Wiederholung der Stückelungsbezeichnung überdeckt. 

(6) Jede an dem Inhalt vorgenommene Anderung macht den Steuerausweis ungültig. 

(7) Nach der Abſtempelung wird das Wertpapier mit dem Steuerausweis dem Anmeldenden oder 
dem Überbringer des dem Anmeldenden ausgehändigten Stücks der Anmeldung gegen Empfangs⸗ 
beſcheinigung zurückzugeben. Die Empfangsbeſcheinigung kann auf das beim Verkehrſteueramt verblei⸗ 
bende Stück der Anmeldung geſetzt werden. 

b S 21 
Abſtempelungsverfahren 
(1) Zur Abſtempelung der Steuerausweiſe dient ein Flachſtempel. Dieſer Stempel hat eine kreis⸗ 
runde Form von 31 mm Durchmeſſer, weiſt im Mittelfeld das kleine Danziger Wappen auf und trägt 
in der zwiſchen zwei Linien laufenden Umſchrift die Bezeichnung „Wertpapierſteuer — Verſteuert“. 
(2) Der Stempel wird mit Maſchine unter Verwendung von roter Farbe aufgedruckt. Die Ab⸗ 
ſtempelung wird durch Beamte des Verkehrſteueramts beaufſichtigt. 
(3) Der Flachſtempel iſt, ſolange er nicht benutzt wird, von einem an der Abſtempelung nicht be⸗ 
teiligten Beamten verſchloſſen aufzubewahren. 
E S 22 
Zwiſchenſcheine 
(1) Bei Zbwiſchenſcheinen über ausländiſche Wertpapiere bedarf es keines Steuerausweiſes. Der 
Abdruck des Steuerſtempels wird auf den Zwiſchenſchein geſetzt. E 
(2) Für den Umtauſch der Zwiſchenſcheine in die endgültigen Stücke gilt § 32 entſprechend. 
B. Ausnahmen von der Verſteuerung 
J. Schuldverſchreibungen der öffentlichen Hand 
San f 8.23 ZO ezta 
Einer Anmeldung bedarf es nicht beim Erwerb von Forderungsrechten gegen die Freie Stadt Dan⸗ 
zig, eine inländiſche Gemeinde, einen Gemeindeverband oder einen IZwelkver band u et abe 
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II. Ausländiſche Prämienanleihen 
g 8 24 
Von der Beſteuerung ausgenommen iſt der Erwerb von Forderungsrechten, die in ausländiſchen 
Inhaberpapieren mit Prämien verbrieft ſind, wenn die Papiere auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
8. Juni 1871 (Deutſches Reichsgeſetzbl. S. 210) abgeſtempelt ſind. Einer Anmeldung und nochmaligen 
Abſtempelung bedarf es nicht. 


III. Schuld verſchreibungen von Verſorgungsbetrieben 
8 25 

(1) Bei der Anmeldung des Erwerbs von Forderungsrechten gegen Verſorgungsbetriebe (8 13 
Ab). 1 Ziffer 2 des Geſetzes) ſind die Vorausſetzungen für die Ausnahme von der Beſteuerung dar⸗ 
zulegen. Die erforderlichen Unterlagen ſind beizufügen. 

(2) Erkennt das Verkehrſteueramt die Ausnahme von der Beſteuerung an, ſo vermerkt es dies auf 
beiden Stücken der Anmeldung und gibt ein Stück dem Anmeldenden zurück. Hierbei ſoll das Ver⸗ 
kehrſteueramt den Anmeldenden darauf hinweiſen, daß beim Fortfall der Vorausſetzungen für die Aus⸗ 
nahme von der Beſteuerung der Erwerb der Forderungsrechte ſteuerpflichtig wird, der innerhalb der 
letzten fünf Jahre vor dem Fortfall der Vorausſetzungen ſtattgefunden hat, und daß der Schuldner 
den Fortfall der Vorausſetzungen dem Verkehrſteueramt binnen zwei Wochen anmelden muß. 

| 8 26 

Fallen die Vorausſetzungen für die Ausnahme von der Beſteuerung nachträglich fort, ſo hat der 
Schuldner dem Verkehrſteueramt binnen zwei Wochen eine Anmeldung nach Muſter 1 in zwei Stücken 
einzureichen. In der Anmeldung iſt auf die frühere Anmeldung der Schuldverſchreibungen zu ver⸗ 
weiſen. EIZA 

C. Steuerfreie Einfuhr ausländiſcher Wertpapiere 
8 27 
Grundſatz 

Werden voll bezahlte ausländiſche Wertpapiere, die auf Grund des Kapitalverkehrſteuergeſetzes ab⸗ 
geſtempelt worden ſind, ins Ausland verſandt, ſo können ſtatt ihrer in das Inland eingeführte Wert⸗ 
papiere der gleichen Art und desſelben Nennbetrags ohne Steuerentrichtung abgeſtempelt werden. Vor⸗ 
ausſetzung hierfür iſt, daß die Steuerzeichen auf den ins Ausland verſandten Wertpapieren vom Ver⸗ 
kehrſteueramt ungültig gemacht worden find und dies durch eine Beſcheinigung des Verkehrſteueramts 
nachgewieſen wird. 


S 28 
Antrag 

(1) Wer die Erteilung einer Beſcheinigung (§ 27) beantragt, muß die Wertpapiere vor der Ver⸗ 
ſendung ins Ausland dem Verkehrſteueramt vorlegen. Soweit die Steuerzeichen ſich auf Steueraus⸗ 
weiſen befinden, ſind auch die Steuerausweiſe einzureichen. Dem Antrag iſt ein Verzeichnis beizufügen, 
in dem die Wertpapiere nach Stückzahl, Gattung (Benennung und Ausſteller), Ort und Tag der Aus⸗ 
ſtellung, Reihe, Buchſtabe, Nummer und Nennbetrag bezeichnet und nach der Nummernfolge aufgeführt 
ſind. Der Antragſteller hat zu verſichern, daß die Stücke nicht ausgeloſt oder gekündigt ſind. Er muß ſich 
außerdem ſchriftlich verpflichten, daß er die Wertpapiere binnen zwei Wochen, von der Rückgabe der 
Papiere ab gerechnet, in das Ausland verſenden werde. 

(2) Das Verkehrſteueramt prüft die Übereinſtimmung des Verzeichniſſes mit den Wertpapieren und 
Steuerausweiſen. Es hat insbeſondere darauf zu achten, daß die Steuerzeichen echt und nicht ungültig 
gemacht und daß die Wertpapiere nicht ausgeloſt oder gekündigt ſind. 

(3) Die Steuerzeichen werden durch Aufdruck eines Stempels in ſchwarzer Farbe ungültig gemacht. 
Der Stempel hat die Form eines liegenden Kreuzes mit der Umſchrift „Verkehrſteueramt Danzig“. 
Befinden ſich die Steuerzeichen auf Steuerausweiſen, ſo genügt die Vernichtung der Steuerausweiſe 
durch das Verkehrſteueramt. Dieſes vermerkt die Vernichtung der Steuerzeichen im Verzeichnis und gibt 
die Wertpapiere dem Antragſteller zurück. Das Verzeichnis bleibt bei den Akten. 
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Beſcheinigung f 

(1) Das Verkehrſteueramt erteilt eine Beſcheinigung, daß die Steuerzeichen ungültig gemacht 

worden ſind. In der Beſcheinigung iſt der Nennbetrag der Wertpapiere in der Währung anzugeben, 

auf die die Wertpapiere lauten. Lauten die Wertpapiere über mehrere Währungen, ſo ſind alle Wäh⸗ 
rungen anzugeben. f 
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(2) Die Beſcheinigung wird nur erteilt, wenn der Geſamtnennbetrag der auszuführenden Wert⸗ 
papiere einer Gattung und desſelben Ausſtellers mindeſtens 5000, — Dzg. G beträgt. Bei Wert⸗ 
papieren, die auf ausländiſche Währung lauten, wird zur Feſtſtellung des Mindeſtbetrages der Nenn⸗ 
betrag nach § 14 Abſ. 2 des Geſetzes umgerechnet, dren 
) An Stelle einer Beſcheinigung über den Geſamtnennbetrag dürfen mehrere Beſcheinigungen 
über Teilbeträge ausgeſtellt werden, wenn jeder Teilbetrag ſich auf mindeſtens 1000. — Dag. G be⸗ 
läuft. 
> (4) Für die Beſcheinigung werden Vordrucke nach Muſter 4 verwendet. Die Vordrucke ſind mit 
a Schutzdruck verſehen und werden ausſchließlich von einer durch den Senat beſtimmten Druckerei her⸗ 
S geſtellt. f d ` 

(5) Für die Beſcheinigungen führt das Verkehrſteueramt ein Ausfertigungsbuch nach Muſtet 5. 
, (6) Im Fall des Verluſts oder der Vernichtung der Beſcheinigung iſt eine Kraftloserklärung im 
W Weg des Aufgebotverfahrens nicht zuläſſig. TZ 
ëch? ; 5 
812 Abſtempelung ohne Steuerentrichtung ei 180 mas art: 

DA: Auf Grund einer nach 8 29 erteilten Beſcheinigung iſt die ſteuerfreie Abſtempelung von 
Steuerausweiſen für ausländiſche Wertpapiere nur zuläſſig, wenn ſie innerhalb 6 Monaten; vom 

Tag der Ausſtellung der Beſcheinigung ab gerechnet, bei dem Verkehrſteueramt beantragt wird. Die 
Beſcheinigung kann innerhalb dieſer Friſt auch in Teilbeträgen ausgenutzt werden, wenn ſich jeder Teil⸗ 
betrag auf mindeſtens 500, — Dzg. G beläuft. MEZ Zer an Lait mag ardit 
(2) Die Wertpapiere, für die die ſteuerfreie Abſtempelung beantragt wird, müſſen nach Muſter 2 

unter Beifügung der Beſcheinigung und der abzuſtempelnden Steuerausweiſe dem Verkehrſteueramt 
angemeldet und vorgelegt werden. Soweit die Vorausſetzungen gegeben ſind, ſtempelt das Verkehr⸗ 
ſteueramt die Steuerausweiſe ohne Steuerentrichtung ab und vermerkt, die ſteuerfreie Abſtempelung 

auf beiden Stücken der Anmeldung. Auf der Rückseite der Beſcheinigung ſchreibt das Verkehrſteuer⸗ 

amt den ſteuerfrei abgeſtempelten Nennbetrag ab und vermerkt einen verbleibenden Reſtbetrag. 

DU OI die Beſcheinigung nicht voll ausgenutzt und verbleibt ein Reſtbetrag von mindeſtens 
900,— Dzg. G, jo wird die Beſcheinigung mit dem einen Stück der Anmeldung zurückgegeben. Andern⸗ 

falls wird die Beſcheinigung Beleg zur Kapitalverkehrſteuerliſte. Das Verkehrſteueramt vermerkt die 

ſteuerfreie Abſtempelung im Ausfertigungsbuch (8.29 Abſatz 5) bei der früheren Eintragung. Zea 


8 31 
Steuerfreiheit 
i Sind ausländiſche Wertpapiere in das Inland eingeführt und für ſie nach den Beſtimmungen der 
SS 27 bis 30 Steuerausweiſe ohne Steuerentrichtung abgeſtempelt worden, ſo iſt der auf der erſten 
Veräußerung im Inland beruhende Erwerb von Forderungsrechten oder Geſellſchaftsrechten, die in 
dieſen Wertpapieren verbrieft ſind, von der Beſteuerung ausgenommen. . 


D. Umtauſch ausländiſcher Wertpapiere da 

ESE 8 32 SEO 

LU) Wird ein verſteuertes ausländiſches Wertpapier durch eine neue Urkunde erſetzt, ohne daß das 

in der alten Urkunde verbriefte Recht verändert wird, ſo entſteht eine Steuerſchuld nicht. Für das Er⸗ 
ſatzſtück wird jedoch auf Verlangen ein Steuerausweis ohne Steuerentrichtung abgeſtempelt. Das Er⸗ 
ſatzſtück iſt zu dieſem Zweck dem Verkehrſteueramt anzumelden. Für die Anmeldung, die in zwei 
Stücken einzureichen iſt, dient Muſter 2 als Vorbild. Der Anmeldung ſind das neue und das alte Wert⸗ 
papier, der Steuerausweis für das neue Wertpapier und gegebenenfalls auch der für das alte Wert⸗ 
papier beizufügen. N sid te EO 1510 Fun Eia ic ch rat 
22) Das Verkehrſteueramt hat darauf zu achten, daß die zu den alten Wertpapieren gehörigen 
Steuerzeichen echt und nicht ungültig gemacht ſind. Liegen die Vorausſetzungen für die ſteuerfreie Ab⸗ 
ſtempelung des Erſatzſtücks vor, ſo werden die zur alten Urkunde gehörigen Steuerzeichen ungültig ge⸗ 
macht. (§S 28 Abſatz 3.) Die Steuerausweiſe werden ohne Steuerentrichtung abgeſtempelt. Das Ver⸗ 
kehrſteueramt vermerkt auf beiden Stücken der Anmeldung, daß die zu den alten Wertpapieren ge⸗ 
hörigen Steuerzeichen vernichtet und die Steuerausweiſe zu den Erſatzſtücken ohne Steuerentrichtung 
abgeſtempelt worden ſind. Die alten Wertpapiere, die Erſatzſtücke und die Steuerausweiſe zu den Er⸗ 
ſatzſtücken werden mit einem Stück der Anmeldung dem Anmeldenden gegen Empfangsbeſcheinigung zu⸗ 
rückgegeben. EEN 5 
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(3) Auf Antrag darf zugelaſſen werden, daß die Erſatzſtücke zu einem ſpäteren Zeitpunkt vorgelegt 
werden. In dieſem Fall vermerkt das Verkehrſteueramt auf beiden Stücken der Anmeldung, daß es 
die zu den alten Wertpapieren gehörigen Steuerzeichen ungültig gemacht hat. Ein Stück der Anmeldung 
gibt es mit den alten Wertpapieren dem Anmeldenden gegen Empfangsbeſcheinigung zurück. Werden 
ſpäter die Erſatzſtücke vorgelegt, ſo muß der Anmeldende das ihm zurückgegebene Stück der Anmeldung 
beifügen. Das Verkehrſteueramt prüft die Übereinſtimmung der Erſatzſtücke mit den Steuerausweiſen 
und mit dem Inhalt der Anmeldung, ſtempelt die Steuerausweiſe zu den Erſatzſtücken ab, vermerkt 
auf beiden Stücken der Anmeldung, daß die Steuerausweiſe ohne Steuerentrichtung abgeſtempelt wor⸗ 
den ſind, und gibt das vorgelegte Stück der Anmeldung mit den Erſatzſtücken und Steuerausweiſen 
dem Anmeldenden gegen Empfangsbeſcheinigung zurück. 

(4) Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend, wenn Erſatzſtücke an Stelle von verloren⸗ 
gegangenen und gerichtlich für kraftlos erklärten ausländiſchen Wertpapieren ausgegeben werden. Der 
Anmeldung (Abſatz 1) iſt das Ausſchlußurteil beizufügen. 

(5) Hält das Verkehrſteueramt die Vorausſetzungen einer ſteuerfreien Abſtempelung nicht für ge⸗ 
geben, ſo lehnt es den Antrag ab. In dem ablehnenden Beſcheid ſoll das Verkehrſteueramt darauf 
hinweiſen, daß es der Anmeldung bedarf, ſobald die neuen Wertpapiere im Inland erſtmalig ausge⸗ 
geben, veräußert, verpfändet oder zum Gegenſtand eines anderen Geſchäfts gemacht werden oder ſo⸗ 
bald Zahlungen auf die neuen Wertpapiere im Inland geleiſtet werden. Gegen den ablehnenden Be⸗ 
ſcheid iſt die Beſchwerde nach SS 221, 284 des St. Gr. Geſ. zuläſſig. 


E. Benachrichtigung des Verkehrſteueramts 
S 33 
Wird einem inländiſchen Schuldner die Genehmigung erteilt, auf den Inhaber lautende Schuld⸗ 
verſchreibungen in den Verkehr zu bringen, ſo gibt der Senat dem Leiter des Landeszollamts von der 
Genehmigung Kenntnis. In der Mitteilung werden Name (Firma) und Sitz des Schuldners und 
Gattung, Stückzahl und Nennbetrag der Schuldverſchreibungen angegeben. Der Leiter des Landes⸗ 
zollamts leitet die Mitteilung dem Verkehrſteueramt zu. 


Dritter Teil 
Börſenumſatzſteuer 
A. Händler 
J. Händlereigenſchaft 
8 34 
Begriff 

(1) Die Händlereigenſchaft beſteht in der Berechtigung, als Händler Anſchaffungsgeſchäfte über 
Wertpapiere ($ 19 des Geſetzes) abzuſchließen. 

(2) Beſitzt eine offene Handelsgeſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft oder eine Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien die Händlereigenſchaft, ſo haben die Geſellſchafter die Händlereigenſchaft nur bei Ge⸗ 
ſchäften, die ſie im Namen der Geſellſchaft abſchließen, nicht aber bei ſolchen Geſchäften, die ſie im 
eigenen Namen abſchließen. 

(3) Die Händlereigenſchaft von Kursmaklern an der Danziger Wertpapierbörſe iſt nicht auf Ge⸗ 
ſchäfte über ſolche Wertpapiere beſchränkt, deren EE fie amtlich feſtſtellen oder bei deren 
a ln fie un haben, 


8 35 
Banken uſw. 

Als Banken und Sparkaſſen im Sinne des 8 24 Ziffer 1 des Geſetzes gelten: 

. die Bank von Danzig, 

die Staatsbank der Freien Stadt Danzig, 

. die Danziger Hypothekenbank Akt. (Gel. 

. die öffentlich⸗rechtlichen Sparkaſſen, 

Banken, denen gemäß § 2 der Verordnung betreffend das Bankweſen vom 1. Auguſt 1933 
(G. Bl. S. 353) die Genehmigung zur Ausübung des Geſchäftsbetriebes erteilt worden iſt, 

. ausländiihe Kaufleute, die gewerbsmäßig Bankgeſchäfte betreiben (Banken und Bankiers), für 
ihren im Ausland geführten Geſchäftsbetrieb auch dann, wenn ſie nicht im en ein⸗ 
getragen ſind. 


EO db GAI DO bek 


GO 
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8 36 EZE 
Kaufleute | 
Kaufleuten, die gewerbsmäßig Geſchäfte über Wertpapiere betreiben, (8 24 Ziffer 2 des Geſetzes), 
ſteht die Händlereigenſchaft nur zu, wenn fie in der Händlerliſte ($ 37) eingetragen ſind. 


II. Händlerliſte 
8 37 
Führung der Händlerliſte 
Für die Danziger Wertpapierbörſe führt der Börſenvorſtand im Auftrag und unter Aufſicht der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig eine Liſte (Händlerliſte). Die Händlerliſte enthält die Perſonen 
(Einzelperſonen, Firmen, Perſonenvereinigungen, juriſtiſche Perſonen, Niederlaſſungen, Anſtalten), die 
einen Geſchäftsbetrieb im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben und die Händlereigenſchaft beſitzen. 


8 38 ES 
Verfahren bei der Eintragung 
() Der Antrag auf Eintragung in die Händlerliſte iſt an den Börſenvorſtand zu richten. Der 
Börſenvorſtand entſcheidet über den Antrag. 

(2) Der Börſenvorſtand wacht darüber, daß Perſonen, bei denen die Vorausſetzungen für die Ein⸗ 
tragung in die Händlerliſte weggefallen ſind, in der Liſte gelöſcht werden. Das Verkehrſteueramt kann 
die Löſchung beantragen. 

(3) Wird ein Börſenbeſucher vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen, ſo iſt er mit Wirkung vom Tag 
des Ausſchluſſes in der Händlerliſte zu löſchen. Börſenbeſucher, die auf eine kalendermäßig beſtimmte 
Friſt vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen werden, ſind nach Ablauf der Friſt ohne beſonderen Antrag 
wieder in die Liſte einzutragen. 

(4) Gegen die Ablehnung der Eintragung oder gegen die Löſchung iſt Beſchwerde an die Induſtrie⸗ 
und Handelskammer zu Danzig, gegen deren Entſcheidung die weitere Beſchwerde an den Senat zu⸗ 
läſſig. Das gleiche Beſchwerderecht ſteht dem Verkehrſteueramt gegen die Eintragung in die Liſte 
oder gegen die Ablehnung eines Löſchungsantrages zu. Die Friſt für die Einlegung der Beſchwerde 
beträgt einen Monat. 

8 39 , 
Offenlegung der Liſte | 

(J) Die Händlerliſte liegt während der Dienſtſtunden der Geſchäftsſtelle des Börſenvorſtandes 
öffentlich aus. Gegen Erſtattung der Auslagen kann eine Abſchrift der Eintragung verlangt werden. 

(2) Der Börſenvorſtand muß dem Verkehrſteueramt unverzüglich jede Eintragung und jede 
Löſchung koſtenfrei mitteilen. 

8 40 
5 Mitteilungspflicht des Verkehrſteueramts 

Iſt ein Händler wegen Hinterziehung der Börſenumſatzſteuer verurteilt, ſo benachrichtigt das Ver⸗ 
kehrſteueramt den Börſenvorſtand von dem Straferkenntnis (Urteil, Strafbeſcheid, Niederſchrift über 
eine Anterwerfungsverhandlung), ſobald es rechtskräftig geworden iſt. 


B. Entrichtung der Steuer 
J. Gemeinſame Beſtimmungen 
8 41 f 
Steuerſchuldner ö 
() Werden Anſchaffungsgeſchäfte im Inland abgeſchloſſen, ſo ſind zur Entrichtung der Steuer 
zunächſt verpflichtet 
1. bei Händlergeſchäften: jeder Händler je zur Hälfte; 
2. bei Kundengeſchäften: der Händler; 
3. bei Privatgeſchäften: der Veräußerer. 
(2) Abſatz 1 gilt nicht für Anſchaffungsgeſchäfte, die öffentlich beurkundet werden. In dieſem Fall 
bleibt die Reihenfolge der Inanſpruchnahme der Steuerſchuldner dem Verkehrſteueramt überlaſſen. 
(3) Werden Anſchaffungsgeſchäfte im Ausland abgeſchloſſen und find beide Vertragsteile Inländer 
($ 17 Abſatz 2 des Geſetzes) fo gilt Abſatz 1. 
(4) Werden Anſchaffungsgeſchäfte im Ausland abgeſchloſſen und iſt nur der eine Vertragsteil In⸗ 
länder, ſo iſt der inländiſche Vertragsteil zur Entrichtung der Steuer verpflichtet. : 
G) In den Fällen der Abſätze 1 und 3 find die übrigen Vertragsteile zur Entrichtung der 
Steuer in zweiter Linie verpflichtet. i N np f 
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842 
Arten der Steuerentrichtung 
Die Steuer wird entrichtet: 
1. Durch Zahlung des Steuerbetrages an das Verkehrſteueramt (Kaſſe): 
a) ſoweit die Verſteuerung im Abrechnungsverfahren vorgeſchrieben iſt (S 45), 
b) ſoweit die Anſchaffungsgeſchäfte öffentlich beurkundet werden ($ 66), 
c) ſoweit Steuerbeträge vom Verkehrſteueramt nachgefordert werden; 
2. durch Verwendung von Börſenumſatzſteuermarken zu Schlußnoten: in allen übrigen Fällen. 


8 43 . 
Steuerberechnung 1 
Die Steuer iſt für jedes Geſchäft einzeln zu berechnen. Geſchäfte, die an demſelben Tag von 
demſelben Vertragſchließenden in gleicher Eigenſchaft abgeſchloſſen worden ſind, dürfen für die Steuer⸗ 
berechnung zuſammengefaßt werden. 
8 44 
Ausländiſche Währungen 
In ausländiſchen Währungen ausgedrückte Beträge werden für die Berechnung der Steuer nach 
den für die Wechſelſteuer geltenden Beſtimmungen in Guldenwährung umgerechnet. 


II. Abrechnungs verfahren 
8 45 * 
Abrechner 
Händler müſſen die Steuer im Abrechnungsverfahren entrichten. Sie dürfen die Steuer auch für 
einzelne Geſchäfte nicht durch Verwendung von Börſenumſatzſteuermarken entrichten. Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte des Abrechners, die öffentlich beurkundet werden (§ 66), fallen nicht unter das Abrechnungs⸗ 
verfahren. 
§ 46 
Die Abrechner müſſen dem Verkehrſteueramt jede für die Überwachung der Steuerentrichtung we⸗ 
ſentliche Anderung ihres Geſchäftsbetriebes mitteilen, insbeſondere die Anderung der Firma, die Er⸗ 
richtung und Aufhebung von Zweigniederlaſſungen und Depoſitenkaſſen oder die Verlegung der Ge⸗ 
ſchäftsräume. 
S 47 
Geſchäftsbücher 
Als Grundlage für das Abrechnungsverfahren dienen die Geſchäftsbücher des Abrechners, in denen 
die Geſchäfte über Wertpapiere (§ 19 des Geſetzes) verzeichnet ſind. 


§ 48 N 
Die Geſchäftsbücher ſollen feſt gebunden und mit fortlaufenden Seitenzahlen verſehen ſein. Als Ge⸗ 
ſchäftsbuch darf auch jede Einrichtung der Buchführung des Abrechners angeſehen werden, die aus⸗ 
reichende Sicherheit gegen ein Beiſeiteſchaffen einzelner Beſtandteile der Buchungseinrichtung oder ein⸗ 
zelner Eintragungen und Buchungen bietet. Als eine ſolche Sicherheit iſt insbeſondere die Aufſtellung 
einer Tagesbilanz anzuſehen, die eine Überſicht über die Summe ſämtlicher Buchungen dieſes Tages und 
die Nummern der einzelnen Buchungsbogen gewährleiſtet. 


` S 49 
Der Abrechner muß bei Beginn der Entrichtung der Steuer im Abrechnungsverfahren dem Ver⸗ 
kehrſteueramt angeben, welche Bücher (Konten) als Grundlage für das Abrechnungsverfahren dienen 
ſollen. Dieſe Bücher müſſen alle vom Abrechner abgeſchloſſenen oder vermittelten Anſchaffungsgeſchäfte 
einſchließlich der ſteuerfreien Geſchäfte enthalten. 
§ 50 
Buchung des Geſchäfts 
(1) Die Eintragung in das Geſchäftsbuch muß binnen zwei Wochen, vom Tag des Geſchäftsab⸗ 
ſchluſſes ab gerechnet, vorgenommen werden. Sie muß folgende Eintragungen im räumlichen Zuſammen⸗ 
hang enthalten: 
1. Namen und Wohnort (Wohnung) des anderen Vertragsteils. Sind dieſe Angaben aus dem 
Verzeichnis der Börſenbeſucher oder aus einem eigens geführten Regiſter erſichtlich, ſo genügt 
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der Name oder die Nummer des Regiſters. Iſt der Abrechner Vermittler, ſo muß die Ein⸗ 
tragung die Angaben für beide Vertragsteile enthalten; 

2. Gegenſtand und Bedingung des Geſchäfts, insbeſondere den Kurs und den Wert des Gegen⸗ 
ſtands, bei anderen als Kaſſageſchäften auch die Zeit der Lieferung. Iſt der Abrechner Ver⸗ 
mittler, ſo braucht die Eintragung den Wert des Gegenſtands nicht zu enthalten, wenn der 
Vermittler keine Steuer zu verrechnen hat; 

3. Betrag der Steuer; 

4. Grund für die Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung, wenn er ſich nicht aus dem ſonſtigen 
Inhalt der Eintragung ergibt. 

(2) Iſt eine Ausſetzung der Verſteuerung erforderlich, ſo wird dies bei der Buchung vermerkt. So⸗ 
bald die Berechnung der Steuer möglich geworden iſt, iſt die Steuer durch eine beſondere Buchung im 
Geſchäftsbuch zu verrechnen und bei jeder der beiden Buchungen auf die andere Buchung zu verweiſen. 
Für die Berechnung der Eintragungsfriſten gilt als Tag des Geſchäftsabſchluſſes der Tag, an dem die 
Berechnung der Steuer möglich geworden iſt. 

(3) Das Verkehrſteueramt darf Abweichungen zulaſſen. 


§ 51 
Berichtigung von Eintragungen 

(1) Unrichtige Eintragungen dürfen durch eine neue Buchung berichtigt werden. 

(2) Iſt der eingetragene Steuerbetrag zu niedrig, jo wird der Unterſchied durch Eintragung in 
das laufende Geſchäftsbuch nachträglich verrechnet. Bei jeder der beiden Buchungen iſt auf die andere 
Buchung zu verweiſen. 

(8) Sit der eingetragene Steuerbetrag zu hoch, Io kann der Unterſchied im laufenden Geſchäftsbuch 
zurückgebucht werden, wenn ſeit dem Ende des Monats, in dem die unrichtige Eintragung vorge⸗ 
nommen worden iſt, nicht mehr als ſechs Monate verſtrichen ſind. Die zurückgebuchten Steuerbeträge 
ſind beſonders kenntlich zu machen. Die zurückgebuchten Poſten werden für den Abrechnungszeitraum 
aufgerechnet, ihre Summe wird vom Geſamtbetrag der abzuführenden Steuer abgeſetzt. Bei der Rück⸗ 
buchung iſt auf die frühere Buchung zu verweiſen. 

(4) Iſt die in Abſatz 3 bezeichnete Friſt abgelaufen, ſo kann die Erſtattung der Steuer nur auf 
Antrag des Abrechners durch das Verkehrſteueramt verfügt werden. Dieſem müſſen die Geſchäftsbücher, 
die die unrichtigen Eintragungen enthalten, und die ſonſt erforderlichen Schriftſtücke und Belege auf Ver⸗ 
langen vorgelegt werden. Das Verkehrſteueramt ſoll von der Vorlegung der Geſchäftsbücher abſehen, 
wenn auf andere Weiſe nachgewieſen wird, daß die Steuer entrichtet iſt; in dieſem Fall verfügt es die 
Erſtattung unter Vorbehalt der Nachprüfung. 

8 52 
Zahlung der Steuer 

(1) Die in den Geſchäftsbüchern enthaltenen Beträge an Börſenumſatzſteuer find für jeden Ka⸗ 
lendermonat (Abrechnungszeitraum) aufzurechnen und bis zum 15. des auf den Abrechnungszeitraum 
folgenden Monats an die Kaſſe des Verkehrſteueramts abzuführen. Das Verkehrſteueramt darf den 
Abrechnungszeitraum für Geſchäftsbetriebe, bei denen ſteuerpflichtige Geſchäfte nur in geringem Um⸗ 
fange vorkommen, bis auf ſechs Monate verlängern. 

(2) Die Abführung der Steuer muß dem Verkehrſteueramt bis zum 15. des auf den Abrechnungs⸗ 
zeitraum folgenden Monats nach Muſter 6 angemnet werden. Der Abrechner muß in der Anmeldung 
verſichern, daß in den Geſchäftsbüchern, die er dem Verkehrſteueramt als Grundlage für das Abrech⸗ 
nungsverfahren benannt hat (8 49), alle von ihm abgeſchloſſenen oder vermittelten Anſchaffungsgeſchäfte 
(einſchließlich der ſteuerfreien) mit den auf ihn entfallenden Steuerbeträgen eingetragen find und daß 
die Summe der einzelnen Steuerbeträge den angemeldeten Geſamtbetrag ergibt. Er hat ferner zu ver⸗ 
ſichern, daß er die Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht hat. 

(8) Iſt für einen Abrechnungszeitraum keine Börſenumſatzſteuer abzuführen, ſo muß der Abrechner 
dies dem Verkehrſteueramt anzeigen. 

8 539 
Vorlegung der Geſchäfts bücher 

Der Abrechner muß ſeine Geſchäftsbücher mit den zugehörigen Belegen dem Verkehrſteueramt auf 
Verlangen vorlegen. Auf Antrag darf dies die Vorlegung in den Geſchäftsräumen des Abrechners 
widerruflich zulaſſen. Dem Antrag ſoll entſprochen werden, wenn es nach den Geſchäftsverhältniſſen des 
Abrechners geboten erſcheint. f e 
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III. Verwendung von Steuermarken zu Schlußnoten 
1. Börſenumſatzſteuermarken 
8 54 
Beſchreibung der Marken 
(1) Die Börſenumſatzſteuermarken lauten auf Steuerbeträge von 5, 10, 20, 50 Pfennig, 1, 2, 
5, 10, 20, 50, 100 und 200 Gulden. 
(2) Die Marken ſind einſchließlich der gezähnten weißen Ränder 24 mm hoch und 61 mm breit. 
Sie haben, ſoweit ſie über Pfennigbeträge lauten, einen braunen, ſoweit ſie über Guldenbeträge lauten, 
einen blaugrauen Farbton und tragen in der Mitte eine Umrandung mit der Inſchrift „Börſenumſatz⸗ 
ſteuer“. Die Marken zu 50, 100 und 200 Gulden ſind außerdem mit einer grauen Schraffur als Schutz⸗ 
druck verſehen. Der Werteindruck iſt rot. Eine Lochreihe macht die Marke in zwei gleiche Teile zerleg⸗ 
bar. Jeder Teil enthält auf dem oberen Rand die Wertbezeichnung, darunter den Vordruck „den“ für 
das Datum der Verwendung, und in der äußeren unteren Ecke die Zahl der Pfennige oder Gulden, 
auf die die Marken lauten, unter Hinzufügung der Buchſtaben „P“ oder „G“, außerdem die fort⸗ 
laufenden Nummern der Marken in ſchwarzer Farbe. 
(3) Die aus den früheren Ausgaben vorhandenen Vorräte an Schlußnotenmarken mit der Inſchrift 
„Reichsſtempelabgabe“ oder „Börſenumſatzſteuer“ können aufgebraucht werden. 


S 55 
Herſtellung und Vertrieb 

(1) Die Börſenumſatzſteuermarken werden im Auftrage des Verkehrſteueramts, im Einvernehmen 
mit dem Landeszollamt, von einer Danziger Druckerei hergeſtellt. 

(2) Die Marken werden von dem Verkehrſteueramt, ſeinen Nebenſtellen, und von den vom Lan⸗ 
deszollamt beſtimmten Amtsſtellen der Zollverwaltung zum Preiſe der auf ihnen angegebenen Steuer⸗ 
beträge verkauft. 

(3) Das Verkehrſteueramt kann auch Stempelverteilern den Verkauf der Marken übertragen. 


8 56 
Umtauſch von Marken 
(1) Unbeſchädigte Börſenumſatzſteuermarken dürfen bei dem Verkehrſteueramt gegen Börſenumſatz⸗ 
ſteuermarken anderer Wertbeträge umgetauſcht werden. Ein Erſatz in Geld findet nicht ſtatt. 
(2) Für den Umtauſch von Börſenumſatzſteuermarken wird eine Gebühr erhoben. Die Gebühr be⸗ 
trägt 2 v. H. des aufgedruckten Wertes der Marken, mindeſtens aber 0,50 G. 


8 57 
Erſatz beſchädigter Marken 

(1) Beſchädigte Börſenumſatzſteuermarken oder ſolche Marken, mit denen beſchädigte Schlußnoten 
verſehen ſind, werden von dem Verkehrſteueramt erſetzt, wenn von den Steuermarken oder Schlußnoten 
noch kein oder doch kein ſolcher Gebrauch gemacht worden iſt, daß durch den Erſatz die Steuerbelange 
gefährdet werden. Der Erſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn auf den Marken Radierungen, Durchſtreichungen 
oder Überſchreibungen vorgenommen worden ſind oder wenn die Marken von den Schlußnoten abgelöſt 
oder aus ihnen ausgeſchnitten worden ſind. Marken, die einen Entwertungsvermerk tragen, werden nicht 
erſetzt. 

(2) Der Erſatz wird in Marken geleiſtet. Den Wünſchen des Antragſtellers hinſichtlich der heraus⸗ 
zugebenden Markenwerte ſoll nach Möglichkeit entſprochen werden. Ein Erſatz in Geld findet nicht ſtatt. 

(3) Für den Erſatz von Börſenumſatzſteuermarken wird eine Gebühr gemäß § 56 Abſ. 2 erhoben. 


2. Schlußnoten 
S 58 
Inhalt der Schlußnote 

(1) Die Schlußnote beſteht aus zwei übereinſtimmenden Hälften. Für jeden Vertragsteil iſt eine 
Hälfte beſtimmt. 

(2) Jede Schlußnotenhälfte muß enthalten den Namen und Wohnort der beiden Vertragsteile ſo⸗ 
wie des Vermittlers, den Gegenſtand und die Bedingungen des Geſchäfts, insbeſondere den Kurs, 
den Wert des Gegenſtandes und die ſonſtigen für die Steuerberechnung maßgebenden Angaben, bei 
anderen als Kaſſageſchäften auch die Zeit der Lieferung. Die Unterſchrift des Ausſtellers iſt nicht er⸗ 
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forderlich. Die Schlußnote foll am oberen Teil der Vorderſeite einen über beide Schlußnotenhälften 
greifenden Vordruck haben, durch den die für die Aufnahmen der Marken beſtimmte Stelle bezeichnet 
wird. Als Vorbild dient Muſter 7. 

(8) Die Schlußnote muß in deutſcher Sprache und, wenn es ſich nicht um Geſchäfte über auslän⸗ 
diſche Wertpapiere handelt, in Danziger Währung ausgeſtellt werden. Der Wert des Gegenſtands 
des Geſchäfts iſt ſtets in Danziger Währung anzugeben. 7 go 

(4) In der Schlußnote dürfen Radierungen und Überſchreibungen nicht vorgenommen werden. 
Bei Durchſtreichungen darf das urſprünglich Geſchriebene nicht unleſerlich gemacht werden. 


S 59 
Verwendung der Marken 

(1) Die Marken müſſen To aufgeklebt werden, daß jede Hälfte einer Schlußnote eine Hälfte der⸗ 
ſelben Marke trägt. Die auf der einen Schlußnotenhälfte befindliche Markenhälfte muß dieſelbe 
Nummer haben wie die auf der andern Schlußnoten hälfte. N 

(2) Zur Entwertung iſt an der durch den Vordruck bezeichneten Stelle jeder Markenhälfte der Tag 
der Entwertung, und zwar der Tag und das Jahr mit arabiſchen Ziffern, der Monat mit Buchſtaben ein⸗ 
zutragen. Allgemein übliche und verſtändliche Abkürzungen der Monatsabgabe mit Buchſtaben und die 
Weglaſſung der beiden erſten Zahlen der Jahresbezeichnung ſind zuläſſig (z. B. 15. Sept. 37). Dem 
Entwertungsvermerk kann die Firma oder der Name des Ausſtellers der Schlußnote hinzugefügt wer⸗ 
den, wenn der Wertaufdruck der Marke und die richtige Verſteuerung erkennbar bleiben. Unter dieſen 
Vorausſetzungen kann die Firma oder der Name auch durch Perforierung der Marke angebracht 
werden. 

(3) Der Tag der Entwertung iſt in deutlichen Schriftzeichen mit Tinte, mit Schreibmaſchine oder 
durch Stempelaufdruck einzutragen. Der Vermerk muß in ſeinem ganzen Umfang auf jeder Markenhälfte 
enthalten ſein, braucht aber nicht an der durch den Vordruck bezeichneten Stelle zu ſtehen. Radierungen, 
Durchſtreichungen und berſchreibungen auf der Marke ſind unzuläſſig. 

(4) Marken, die nicht richtig entwertet ſind, gelten als nicht verwendet. Die Entwertung darf da⸗ 
durch richtiggeſtellt werden, daß die Schlußnoten dem Verkehrſteueramt vorgelegt und die Marken mit 
einem Abdruck des Dienſtſtempels des Verkehrſteueramts verſehen werden. Das Verkehrſteueramt hat 
den Aufdruck des Dienſtſtempels abzulehnen, wenn der Verdacht der Steuerhinterziehung oder Steuer⸗ 
gefährdung beſteht. E 

IV. Verfahren bei den einzelnen Geſchäftsarten 
S 60 
Händlergeſchäfte 

(1) Bei den im Inland abgeſchloſſenen Händlergeſchäften muß jeder Händler binnen zwei Wochen, 
vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, die auf ihn entfallende Steuer in ſeinen Büchern ver⸗ 
rechnen. Der auf jeden Händler entfallende Steuerteil beträgt mindeſtens 5 Pfennig, höhere Steuer⸗ 
teilbeträge ſind auf 5 Guldenpfennig nach oben abzurunden. 

(2) Der Händler, der die im Bankverkehr übliche Abrechnung erteilt, muß auf die Abrechnung 
und das bei ihm verbleibende Doppel (Durchſchlag) der Abrechnung den Vermerk „Händlergeſchäft“ 
ſetzen. Vermittler müſſen den Vermerk auch dann anbringen, wenn ſie keine Steuer abzuführen haben. 
Wird vom Vermittler eine Abrechnung nicht erteilt, ſo gilt als Abrechnung jede ſchriftliche Mitteilung 
(Abſchlußbeſtätigung, Courtageabrechnung uſw.), die als Nachweis des Geſchäftsabſchluſſes dient. Wird 
eine Schlußnote ausgeſtellt, ſo genügt es, wenn der Vermerk nur in die Schlußnote aufgenommen wird. 

(3) Geht dem anderen Händler eine Abrechnung nicht zu oder fehlt der vorgeſchriebene Vermerk, 
ſo muß er binnen drei Wochen, vom Tage des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, auch die auf ſeinen 
Vertragsgegner entfallende Steuer in ſeinen Büchern verrechnen und ihm dies mitteilen. 

(4) Die nach Abſatz 3 entrichtete Steuer wird nach § 51 Abſätze 3 und 4 zurückgebucht oder er⸗ 
ſtattet, wenn nachgewieſen wird, daß der erſte Händler die auf ihn entfallende Steuer entrichtet hat. 


8 61 
Kundengeſchäfte 
(1) Schließt ein Händler im Inland Geſchäfte mit Perſonen ab, die nicht Händler ſind, (Kunden⸗ 
geſchäfte), ſo muß er ſpäteſtens binnen zwei Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, 
dem anderen Vertragsteil ſchriftlich den Betrag der Steuer mitteilen und anzeigen, daß er die Steuer 
in ſeinen Geſchäftsbüchern mit dem Verkehrſteueramt verrechnet hat (Verrechnungsanzeige). Wird 
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eine Abrechnung oder eine Schlußnote erteilt, jo iſt der Inhalt der Verrechnungsanzeige in die Ab⸗ 
rechnung oder Schlußnote aufzunehmen. In dieſem Fall genügt folgender Wortlaut: 


Börſenumſatzſteuer verrechnet. 
Der Abrechner muß ein Doppel (Durchſchlag) der Verrechnungsanzeige zurückbehalten. 

(2) Geht dem anderen Vertragsteil eine Verrechnungsanzeige nicht zu, ſo muß er binnen drei 
Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, eine Schlußnote ausſtellen, zum vollen Be⸗ 
trag verſteuern und die Hälfte der Schlußnote an den Händler abſenden. 

(3) Geht dem anderen Vertragsteil eine Verrechnungsanzeige zu, aus der ſich ergibt, daß eine zu 
niedrige Steuer verrechnet iſt, ſo muß er binnen drei Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab 
gerechnet, entweder eine Schlußnote ausſtellen, zum fehlenden Betrag verſteuern und die eine Hälfte der 
Schlußnote an den Händler abſenden oder in Höhe des fehlenden Steuerbetrags Börſenumſatzſteuer⸗ 
marken ungeteilt zu der Verrechnungsanzeige verwenden. 

(4) Die nach den Abſätzen 2, 3 entrichtete Steuer wird auf Antrag erſtattet, wenn nachgewieſen 
wird, daß der Abrechner ſeine Verpflichtungen im vollen Umfang erfüllt hat. 


S 62 
Privatgeſchäfte 

(1) Bei im Inland abgeſchloſſenen Privatgeſchäften muß der Veräußerer ſpäteſtens binnen zwei 
Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, eine Schlußnote ausſtellen, zu ihr die erforder⸗ 
lichen Steuermarken gemäß § 59 verwenden und eine mit einer Markenhälfte verſehene Schlußnoten⸗ 
hälfte an den anderen Vertragsteil abſenden. Der Ausſteller darf die Schlußnote nicht unverſteuert aus 
der Hand geben, es ſei denn, daß es ſich um ſteuerfreie Geſchäfte handelt. 

(2) Iſt dem Erwerber eine verſteuerte Schlußnote nicht zugegangen, ſo muß er binnen drei 
Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, eine Schlußnote ausſtellen, verſteuern und 
die eine Hälfte an den Veräußerer abſenden. 

(3) Iſt dem Erwerber eine zu niedrig verſteuerte Schlußnotenhälfte zugegangen, ſo muß er binnen 
drei Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab gerechnet, in Höhe des fehlenden Steuerbetrages 
Börſenumſatzſteuermarken zu ſeiner Schlußnotenhälfte verwenden. In dieſem Fall ſind die Marken un⸗ 
geteilt auf der Schlußnotenhälfte aufzukleben und zu entwerten. 

(4) Die nach den Abſätzen 2, 3 entrichtete Steuer wird auf Antrag erſtattet, wenn nachgewieſen 
wird, daß der Veräußerer ſeine Verpflichtungen im vollen Umfang erfüllt hat. 


S 63 
Auslandsgeſchäfte 
(1) Sind bei im Ausland abgeſchloſſenen Geſchäften beide Vertragsteile Inländer, ſo gelten die 
Beſtimmungen, die für die im Inland abgeſchloſſenen Geſchäfte vorgeſehen ſind (88 60 bis 62). 
(2) Iſt bei im Ausland abgeſchloſſenen Geſchäften nur ein Vertragsteil Inländer, ſo muß er die 
Steuer für Auslandsgeſchäfte (SS 17, 33 des Geſetzes) ganz entrichten. Er iſt verpflichtet, 
1. wenn er Händler iſt: die Steuer binnen zwei Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab 
gerechnet, in ſeinen Geſchäftsbüchern zu verrechnen, 
2. wenn er nicht Händler iſt: binnen zwei Wochen, vom Tag des Geſchäftsabſchluſſes ab ge- 
rechnet, eine Schlußnote auszuſtellen und Börſenumſatzſteuermarken in Höhe der fälligen 
Steuer ungeteilt zu ſeiner Schlußnotenhälfte zu verwenden. 


S 64 
Friſten f 
(1) Wird das Angebot zu einem Anſchaffungsgeſchäft nicht am ſelben Tag, ſondern ſpäter ME 


nommen, jo gilt als Tag des Geſchäftsabſchluſſes (SS 50, 60 bis 63) 
1. für den annehmenden Vertragsteil: der Tag, an dem er die Annahmeerklärung abgibt oder 
abſendet, ` 
2. für den anderen (anbietenden) Vertragsteil: der Tag, an dem ihm die Annahmeerfläring 
zugeht. 
(2) Befindet ſich bei im Ausland abgeſchloſſenen Geſchäften ein Vertragsteil zur Zeit des Ge⸗ 
ſchäftsabſchluſſes im Ausland, ſo beginnen für ihn die erdibi nicht 1 vor dem Tag nach ſeiner daiz 
ins Inland. 
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(3) Wird die Abrechnung über ein Anſchaffungsgeſchäft nach den allgemeinen Geſchäftsgeflogen⸗ 
heiten der Banken zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes deshalb nicht erteilt, weil die Wertpapiere erſt ſpäter 
geliefert werden, jo beginnen die Friſten der SS 50, 60 bis 63 bei Termingeſchäften an dem Tag, zu 
dem das Geſchäft zu erfüllen iſt, bei anderen Geſchäften am Tag der Lieferung der Stücke. Wird 
über das Geſchäft oder einen Teil des Geſchäfts ſchon vorher abgerechnet, ſo beginnen die Friſten am 
Tag der Abrechnung. 

(4) Bei der Verlängerung (Prolongation) von Termingeſchäften beginnen die Friſten der 88 50, 
60 bis 63 an dem Tag, auf den die Erfüllung des Geſchäfts hinausgeſchoben wird. Wird über das 
Geſchäft vorher abgerechnet, ſo beginnen die Friſten mit dem Tag der Abrechnung. Wird die Steuer 
dem anderen Vertragsteil bereits vor der Abrechnung in Rechnung geſtellt, ſo beginnen die Friſten mit 
dem Tag der Belaſtung. 


§ 65 
n Aufbewahrung von Belegen 
) Die Schlußnoten müſſen nach der Zeitfolge numeriert von den Perſonen Einzelperſonen), 
Firmen, Perſonenvereinigungen, juriſtiſchen Perſonen, Niederlaſſungen und Anſtalten, die gewerbsmäßig 
der Börſenumſatzſteuer unterliegende Geſchäfte abſchließen oder vermitteln, zehn Jahre, von den anderen 
Perſonen fünf Jahre aufbewahrt werden. 

(2) Das Verkehrſteueramt darf auf Antrag zulaſſen, daß die Schlußnoten anderes als nach der 
Zeitfolge geordnet aufbewahrt werden, falls der Eingang der Steuer hinreichend geſichert erſcheint und 
die Steuerprüfung nicht un verhältnismäßig erſchwert wird. 

(8) Für die Verrechnungsanzeigen gelten die Friſten des Abſatzes 1 entſprechend. Die Verrech⸗ 
nungsanzeigen ſind vom Händler ſo aufzubewahren, daß ſie bei einer Nachprüfung ohne Verzögerung 
vorgelegt werden können. 


V. Offentliche Urkunden über Anſchaffungsgeſchäfte 


S 66 
Steuerentrichtung 
(1) Die Steuer für öffentlich beurkundete Anſchaffungsgeſchäfte ſetzt das Verkehrſteueramt feſt. 
Die Steuer wird durch Zahlung des Steuerbetrags an die Kaſſe des Verkehrſteueramts entrichtet. 
(2) Das Verkehrſteueramt darf von der Feſtſetzung der Steuer abſehen, wenn die Steuer für die 
in einer Urkunde enthaltenen Anſchaffungsgeſchäfte zuſammen weniger als zwei Gulden beträgt 
(8) Das Verkehrſteueramt gibt dem Steuerpflichtigen den Steuerbetrag unter Angabe der Zah⸗ 
lungsfriſt bekannt. Die Zahlungsfriſt ſoll zwei Wochen nicht überſteigen. 
(4) Die Feſtſetzungsverfügung gilt als Steuerbeſcheid im Sinn des $ 205 des Steuergrundgeſetzes. 
Sie wird dem Steuerpflichtigen ſchriftlich mitgeteilt und ſoll auch die Steuerberechnung und ihre Grund⸗ 
lagen, eine Anweiſung, wo und wie die Steuer zu entrichten iſt, und eine Belehrung enthalten, welches 
Rechtsmittel zuläſſig iſt und binnen welcher Friſt und bei welcher Behörde es einzulegen iſt. 
(5) Die Beſtimmungen der SS 45 bis 65 werden nicht angewendet. 


8 67 
Beiſtandspflicht 

(1) Behörden, Beamte und Notare (Urkundsperſonen), die eine Urkunde über ein der Börſenum⸗ 
ſatzſteuer unterliegendes Anſchaffungsgeſchäft aufgenommen haben, müſſen binnen zwei Wochen, von 
der Aufnahme der Urkunde ab gerechnet, dem Verkehrſteueramt eine für dieſes beſtimmte beglaubigte 
Abſchrift der Urkunde überſenden. Werden der Vertragsantrag und deſſen Annahme in getrennten Ver⸗ 
handlungen beurkundet, ſo ſind beglaubigte Abſchriften beider Urkunden zu überſenden. 

(2) Die Urkundsperſon hat auf der Urſchrift der Urkunde zu beſcheinigen, daß die beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift an das Verkehrſteueramt abgeſandt iſt. Der Tag der Abſendung iſt in der Beſcheinigung anzu⸗ 
geben. Das Verkehrſteueramt beſtätigt unverzüglich den Eingang der Abſchrift. Die Urkundsperſon 
hat das Beſtätigungsſchreiben mit der Arſchrift der Urkunde zu verbinden. 

) Die Urkundsperſonen dürfen den Beteiligten die Arſchrift, eine Ausfertigung oder eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift der Urkunde erſt dann aushändigen, wenn das Verkehrſteueramt den Eingang der 
Abſchrift beſtätigt oder der Aushändigung zugeſtimmt hat. ur: dri 


649 


C. Anſchaffungsgeſchäfte beſonderer Art 
1. Tauſchgeſchäfte, Wertpapierleihe 
E 8 68 1 

(1) Im Sinn der 8$8 26, 27 des Geſetzes gehören Wertpapiere zu der gleichen Gattung, wenn 
ſie von demſelben Ausſteller ausgegeben ſind und in ihnen eine dem Inhalt nach gleiche Berechtigung 
verbrieft iſt. Stückelung und Zinszahlungstage der ausausgetauſchten Wertpapiere brauchen nicht über⸗ 
einzuſtimmen. 

(2) Unter den von demſelben Ausſteller ausgegebenen Wertpapieren gehören insbeſondere nicht zu 
der gleichen Gattung: 

1. Wertpapiere verſchiedener Währung, 

2. Aktien, Kuxe, Genußſcheine und verzinsliche Wertpapiere, 

3. Aktien, die für verſchiedene Rechte hinſichtlich der Verteilung des Gewinns oder des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens (Stammaktien, Vorzugsaktien) oder des Stimmrechts feſtgeſetzt ſind oder 
für die eine verſchiedene Art der Einziehung vorgeſchrieben iſt. Inhaberaktien und Namens⸗ 
aktien gehören nicht zu der gleichen Gattung, 

4. Schuldverſchreibungen mit verſchiedenem Zinsſatz, verſchiedener Sicherheit oder verſchiedenen 
Rückzahlungsbedingungen, (verlosbare, unverlosbare Schuldverſchreibungen, Schuldverſchrei⸗ 
bungen mit verſchiedener Kündigungszeit und Rückzahlungszeit, verſchiedenem Rückzahlungs⸗ 
betrag), 

5. Genußſcheine, die verſchiedene Rechte gewähren. 

(3) Sind die Wertpapiere zu verſchiedenen Zeiten ausgegeben, jo gelten De als zur gleichen Gat⸗ 
tung gehörig, wenn die übrigen Vorausſetzungen für die Zugehörigkeit zur gleichen Gattung vorliegen, 
3. B. Stammaktien verſchiedener Ausgaben, die einander gleichgeſtellt find, Pfandbriefe verſchiedener 
Ausgaben mit demſelben Zinsſatz, denſelben Kündigungs⸗ oder Rückzahlungsbedingungen und Sicher⸗ 
heiten. 5 

2. Report⸗, Deportgeſchäfte 
S 69 

(1) Bei Koſtgeſchäften (Report⸗ oder Deportgeſchäften) muß auf Abrechnung, Verrechnungsan⸗ 
zeige oder Schlußnote der Vermerk „Koſtgeſchäft“ oder je nach der Art des Geſchäfts der Vermerk 
„Reportgeſchäft“, „Deportgeſchäft“ angebracht werden. Der gleiche Vermerk iſt auf dem Doppel der 
Abrechnung oder der Verrechnungsanzeige oder auf der zurückbehaltenen Schlußnotenhälfte anzubringen. 
In den Geſchäftsbüchern des Händlers ſind die Koſtgeſchäfte (Report⸗ oder Deportgeſchäfte) als ſolche 
kenntlich zu machen. 

(2) Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 gelten auch für Geſchäfte über ſolche Wertpapiere, in denen 
nach den SS 63, 64 des Börſengeſetzes Termingeſchäfte mit der Wirkung verboten ſind, daß eine 
Verbindlichkeit durch ſie nicht begründet wird, das auf Grund des Geſchäfts Geleiſtete aber nicht zurück⸗ 
gefordert werden kann. 

3. Kommiſſionsgeſchäfte 
S 70 

Bei Kommiſſionsgeſchäften iſt die Steuer ſowohl für das Geſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär 
und dem Dritten (Ausführungsgeſchäft) als auch für das Geſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär und 
ſeinem Kommittenten (Abwicklungsgeſchäft) zu entrichten ($ 29 Abſatz 1 des Geſetzes). 

Beiſpiel: 1. Privatmann Meier in Danzig (Kommittent), 

2. Deutſche Bank und Diskonto⸗Geſellſchaft in Danzig (Kommiſſionär), 

3. Dresdner Bank in Danzig (Dritter). 
Für das Geſchäft zwiſchen 1 und 2 (Abwicklungsgeſchäft) verrechnet die Deutſche Bank 
und Diskonto⸗Geſellſchaft die volle Steuer für Kundengeſchäfte. Für das Geſchäft 
zwiſchen 2 und 3 (Ausführungsgeſchäft) verrechnet die Deutſche Bank und Diskonto⸗ 
Geſellſchaft und die Dresdner Bank je die halbe Steuer für Händlergeſchäfte. 


8 7¹ 
Aufgabegeihäfte ohne Differenz 

Wird bei Aufgabegeſchäften die Aufgabe ſpäteſtens am zweiten auf den Geſchäftsabſchluß folgenden 
Börſentag zum gleichen Kurs benannt, zu dem das Geſchäft „vorbehaltlich der Aufgabe“ abgeſchloſſen 
iſt, ſo müſſen der Auftraggeber und der als Aufgabe benannte Vertragsteil je die Hälfte der Steuer 
gemäß 8 60 in ihren Geſchäftsbüchern verrechnen. Der die Schlußnote ausſtellende Handelsmakler hat 
jedem der beiden Vertragsteile eine mit dem Vermerk „Händlergeſchäft“ verſehene Schlußnotenhälfte 
zu überſenden. 
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Beiſpiel: Handelsmakler X hat von A 6000 G Aktien zu 100 0% vorbeihaltlich der Aufgabe ge⸗ 
kauft. Er findet in B einen: Käufer zu 100%, X überſendet A und B rechtzeitig je 
eine Schlußnotenhälfte zum Kurs von 100%. A und B verrechnen je die Hälfte der 
Steuer nach dem Kurs von 100 ue, ` 


8 72 
Aufgabegeſchäfte mit Minusdifferenz 

(1) Wird bei Aufgabegeſchäften die Aufgabe ſpäteſtens am zweiten auf den Geſchäftsabſchluß fol⸗ 
genden Börſentag zu einem Kurs benannt, der für den Handelsmakler ungünſtiger iſt als der Kurs des 
vorbehaltlich der Aufgabe abgeſchloſſenen Geſchäfts, und trägt der Handelsmakler den Anterſchiedsbe⸗ 
trag (Geſchäfte mit Minusdifferenz), ſo müſſen der Auftraggeber und der als Aufgabe benannte Ver⸗ 
tragsteil je die Hälfte der Steuer gemäß § 60 in ihren Geſchäftsbüchern verrechnen. Jeder dieſer Ver⸗ 
tensteile hat die Steuer nach dem Preis zu berechnen, zu dem er das Geſchäft mit dem Handels⸗ 
makler abgeſchloſſen hat. 

(2) Der Handelsmakler muß jedem der beiden Vertragsteile eine mit dem Vermerk „Händlerge⸗ 
ſchäft“ verſehene Schlußnotenhälfte überſenden. Er kann die Schlußnote entweder zum höheren oder zum 
niedrigeren Kurs ausſtellen. Stellt er ſie zum höheren Kurs aus, ſo muß er auch den niedrigeren Kurs 
und den nach ihm berechneten Wert des Gegenstands in der Schlußnotenhälfte des Vertragsteils an⸗ 
geben, für den der niedrigere Kurs maßgebend iſt. Stellt er ſie zum niedrigeren Kurs aus, ſo muß er 
auch den höheren Kurs und den nach ihm berechneten Wert des Gegenſtands in der Schlußnotenhälfte 
des Vertragsteils angeben, für den der höhere Kurs maßgebend iſt. 

(3) Der Steuerfehlbetrag, der ſich durch die Berechnung der einen Steuerhälfte nach dem niedri⸗ 
geren Kurs ergibt, wird nicht erhoben. 

Beiſpiel: Handelsmakler X hat von A 6000 G Aktien zu 100 9% vorbehaltlich der Aufgabe ge⸗ 

kauft. Er findet in B einen Käufer zu 98%. Wenn X an A den Kursunterſchied von 
2 0% zahlt, jo hat A die Hälfte der Steuer nach dem Kurs von 100%, B die Hälfte 
der Steuer nach dem Kurs von 98 % zu verrechnen. 
Stellt X die Schlußnote zu 100 % aus, To muß er in der für B beſtimmten Schluß⸗ 
notenhälfte vermerken: „5880 G, da zu 98 0% gehandelt.“ 

Stellt X die Schlußnote zu 98% aus, jo muß er in der für A beſtimmten Schluß⸗ 
notenhälfte vermerken: „6000 G, da zu 100 % gehandelt.“ 


§ 73 
Aufgabegeſchäfte mit Plusdifferenz ! 
(1) Benennt der Handelsmakler die Aufgabe zu einem Kurs, der für ihn günſtiger iſt als der Kurs 
des vorbehaltlich der Aufgabe abgeſchloſſenen Geſchäfts (Geſchäfte über Plusdifferenz), ſo müſſen 
1. für das vorbehaltlich der Aufgabe abgeſchloſſene Geſchäft: 
der Auftraggeber und der Handelsmakler, 
2. für die Benennung der Aufgabe: 5 
der als Aufgabe benannte Vertragsteil und der Handelsmakler je die Hälfte der 
Steuer gemäß $ 60 in ihren Geſchäftsbüchern verrechnen. 

(2) Bei Geſchäften mit Plusdifferenz (Abſatz 1) muß der Handelsmakler zwei Schlußnoten aus⸗ 
ſtellen: Se 
1. für das vorbehaltlich der Aufgabe abgeſchloſſene Geſchäft muß er eine mit dem Vermerk 

„Händlergeſchäft“ verſehene Schlußnote „von Aufgabe“ oder „an Aufgabe“ zu dem mit dem 
Auftraggeber vereinbarten Kurs ausſtellen, die eine Hälfte ſeinem Auftraggeber überſenden 
und die andere Hälfte zurückbehalten; 

2. bei Benennung der Aufgabe muß er eine mit dem Vermerk „Händlergeſchäft“ verſehene 
Schlußnote zum Benennungskurs ausſtellen und ſeinem Auftraggeber ſowie dem als Auf⸗ 
gabe benannten Vertragsteil je eine Hälfte der Schlußnote überſenden. Die für den Auftrag⸗ 
geber beſtimmte Hälfte dieſer Schlußnote muß er zum Zeichen dafür, daß vom Auftraggeber 
für die Benennung der Aufgabe der Steuer nicht mehr zu entrichten iſt, mit dem Vermerk 
„Lieferung“ und einem Zuſatz über die Höhe der von ihm (dem Handelsmaller) verrech⸗ 
neten Steuer verſehen. | e 1784 a 5 
Beiſpiel: Handelsmakler X hat von A 6000 G Aktien zu 100 0% vorbehaltlich der Aufgabe 

EL gekauft. Er findet in B einen Käufer zu 102 0%. A verrechnet die Hälfte der Steuer 

Ee nach dem Kurs von 100%, X die Hälfte der Steuer zu 100 0% und die Hälfte der 


| 
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Steuer zu 102 0%, B die Hälfte der Steuer zu 102%. X ſtellt zwei Schlußnoten: 
eine von A an Aufgabe zum Kurs von 100 0% und eine von A an B zum Kurs von 
102 . Die für A beſtimmte Hälfte der Benennungsſchlußnote trägt den Vermerk 
„Lieferung“ mit dem Zuſatz: „2,35 G Börſenumſatzſteuer werden von mir mit dem 
Verkehrſteueramt verrechnet.“ 

(3) überſteigt der Geſamtbetrag der nach Abſatz 1 auf den Handelsmakler entfallenden Steuer⸗ 
hälften (für das Geſchäft vorbehaltlich der Aufgabe und die Benennung der Aufgabe) den Unterſchieds⸗ 
betrag, der ſich zu ſeinen Gunſten ergibt, ſo wird die Steuer auf den Unterſchiedsbetrag ermäßigt. 

Beiſpiel: Handelsmakler X hat an C 30000 G Aktien zu 280 % vorbehaltlich der Aufgabe ver⸗ 

kauft. Er findet in D einen Verkäufer zu 279 0% Die Steuer für das Geſchäft 
zwiſchen X und C beträgt 0,075 v. H. von 84000 G = 63, — G. Davon hat C 31,50 8 
und X 31,50 G zu verrechnen. Die Steuer für das Geſchäft zwiſchen X und D beträgt 
0,075 v. H. von 83 962,50 G = 63,— G. Davon hat D 31,50 G und X 31,50 G zu 
verrechnen. Die vom Handelsmakler X zu verrechnende Steuer würde demnach 31,50 G 
-- 31,50 G = 63,— G betragen. Der Kursunterſchied zu feinen Gunſten beträgt / % 
von 30000 G = 37,50 G. Die von ihm zu entrichtende Steuer ermäßigt ſich daher 
auf 37,50 G. 
5. Wertpapierarbitrage 
S 74 

(1) Arbitragegeſchäfte, für die die Steuerermäßigung nach 3 32 des Geſetzes in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, müſſen in ein beſonderes Arbitragebuch (Muſter 8) eingetragen werden. Die einander 
gegenüberſtehenden Geſchäfte ſind unter derſelben Nummer aufzuführen. 

(2) Das Verkehrſteueramt darf auf Antrag Abweichungen vom Muſter genehmigen. Es darf ins⸗ 
beſondere unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs als Arbitragebuch ein Konto der Buchführung des 
Steuerpflichtigen zulaſſen, falls aus dem Konto die Vorausſetzungen für die ſteuerlichen Vergünſti⸗ 
gungen hervorgehen und die Nachprüfung nicht unverhältnismäßig erſchwert wird. Die Ablehnung des 
Antrags und den Widerruf der Genehmigung braucht das Verkehrſteueramt nicht zu begründen. 

(3) Auf Verlangen des Verkehrſteueramts muß der Arbitrageur das Arbitragebuch ſowie alle dar⸗ 
auf bezüglichen Schriftſtücke (Schlußnoten, Abrechnungen, Verrechnungsanzeigen, Briefe, Depeſchen uſw.) 
vorlegen und nachweiſen, daß die den Gegenſtand der Arbitrage bildenden Wertpapiere nach SS 36 bis 
49 des Börſengeſetzes zum Börſenhandel zugelaſſen ſind (8 32 Abſatz 1 Ziffer 2 des Geſetzes). 

(4) In den Fällen, in denen das Vorliegen einer Metageſchäftsverbindung behauptet wird, muß 
der Arbetrageur dieſe Tatſache auf Verlangen durch Vorlegung des Vertrags über den Abſchluß der 
Verbindung und des Schriftwechſels über das einzelne Geſchäft nachweiſen. 

(5) Das Arbitragebuch iſt zehn Jahre aufzubewahren. 


Vierter Teil 
Gemeinſame Beſtimmungen 
1. Formvorſchriften 
§ 75 
Soweit in dieſen Beſtimmungen bei Ausnahmen von der Beſteuerung oder bei Steuerermäßi⸗ 
gungen Förmlichkeiten vorgeſchrieben ſind, ſind die Ausnahmen von der Beſteuerung oder die Steuer⸗ 
ermäßigungen davon abhängig, daß die Förmlichkeiten innegehalten werden. 


2. Erſtattung 
S 76 

(1) Sit eine Kapitalverkehrſteuer, die nicht feſtgeſetzt worden iſt, zu Unrecht entrichtet, ſo wird ſie 
auf Antrag erſtattet. 

(2) Iſt eine Kapitalverkehrſteuer vor Entſteh ung der Steuer feſtgeſetzt und entrichtet worden 
(Vorausverſteuerung), ſo wird die Steuer auf Antrag erſtattet, wenn der Antragſteller nachweiſt, daß 
eine Steuerſchuld nicht entſtanden iſt. 5 , 

(8) Wird die Erſtattung von Wertpapierſteuer beantragt, die für den Erwerb von Forderungs⸗ 
rechten gegen einen ausländiſchen Schuldner oder für den Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer aus⸗ 
ländiſchen Kapitalgeſellſchaft vor Entſtehung der Steuerſchuld feſtgeſetzt und entrichtet worden iſt (Ab⸗ 
ſatz 2), ſo muß der Antragſteller außerdem die Wertpapiere und, wenn Steuerausweiſe abgeſtempelt 
worden ſind, auch die Steuerausweiſe dem Antrag beizufügen. Gibt das Verkehrſteueramt dem Er⸗ 
ſtattungsantrag ſtatt, ſo macht es die Steuerzeichen ungültig (§ 28 Abſatz 3). Befinden ſich die Steuer⸗ 
zeichen auf Steuerausweiſen, fo genügt die Vernichtung der Steuerausweiſe durch das Verkehrſteueramt. 
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3. Aktenführung 
e - 8 77 = IE 
Für die Geſellſchaftſteuer führt das Verkehrſteueramt über jede Kapitalgeſellſchaft ein beſonderes 
Aktenſtück. Dem Aktenſtück für eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung werden in einem Sonderheft 
die Schriftſtücke über die Abtretungen der Geſchäftsanteile beigefügt. 


4. Ortliche Prüfungen 
8 78 
Zur Durchführung des Geſetzes werden auf Grund von § 18 Abſatz 2, Sg 158, 187, 194 des 
Steuergrundgeſetzes insbeſondere geprüft: e 
1. Kapitalgeſellſchaften ($ 5 des Geſetzes) und inländiſche Niederlaſſungen ausländiſcher Kapital⸗ 
geſellſchaften. 
2. Perſonen, die gewerbsmäßig Geſchäfte über Wertpapiere betreiben, insbeſondere Banken und 
Bankiers, Makler und Sparkaſſen. 
3. Behörden, Beamte und Notare, die bei der Durchführung des Geſetzes mitwirken. 
c 8 79 
Das Verkehrſteueramt wird ermächtigt, eine einfache Prüfungsordnung auszuarbeiten, die dem 
Landeszollamt zur Genehmigung vorzulegen iſt. Diele Prüfungsordnung iſt nach Möglichkeit in Einklang 
zu bringen mit den ſonſtigen nach den Verkehrſteuergeſetzen beſtehenden Prüfungsbeſtimmungen. 
S 80 
5. Pflichten der zu prüfenden Stellen ) 
(J) Die zu prüfenden Stellen müſſen dem Prüfer einen geeigneten Raum und die erforderlichen 
Hilfsmittel (Geräte, Beleuchtung, Heizung und dergleichen) ſtellen und die nötigen Hilfsdienſte leiſten. 
(2) Dem Prüfer iſt jede Auskunft zu erteilen, die für die Prüfung erforderlich iſt. Dem Prüfer 
ſind alle Urkunden, Aufzeichnungen, Geſchäftsbücher, Belege, Geſchäftspapiere und ſonſtigen Schrift⸗ 
Wide, die für die Beſteuerung von Bedeutung fein können, auf Verlangen zur Einſicht und Prüfung 
vorzulegen. Dies gilt auch für Aufſichtsrats⸗ und Verwaltungsprotokolle und für Prüfungsberichte von 
Treuhandgeſellſchaften, Wirtſchaftsprüfern und anderen Prüfungsbeauftragten. Das Verdecken von 
Namen oder Konten in den vorzulegenden Büchern iſt unzuläſſig. Die Prüfung kann ſich auf alle Ver⸗ 
hältniſſe erſtrecken, die für die Beſteuerung von Bedeutung ſein können; darüber entſcheidet im Zweifel 
endgültig das Landeszollamt. 
8 81 
Prüfung bei Kapjitalgeſellſchaften 
(1) Kapitalgeſellſchaften müſſen dem Prüfer insbeſondere vorlegen: Geſellſchaftsverträge, Gene⸗ 
ralverſammlungsprotokolle, Kapitalerhöhungsbeſchlüſſe, Jahresberichte, Rechnungsabſchlüſſe (Bilanzen, 
Gewinn⸗ und Verluſtrechnungen), Geſchäftsbücher, Schriftſtücke über die Übernahme von Aktien und 
Anteilen der Geſellſchaft durch Banken oder andere Perſonen. Das gleiche gilt für das Aktienbuch. 
(2) Die Geſellſchaften müſſen insbeſondere darüber Auskunft erteilen, 
ob Nachſchüſſe oder ſonſtige Leiſtungen von Geſellſchaftern eingefordert oder geleiſtet worden ſind, 
ob eigene Anteile erworben oder veräußert worden ſind, 
ob Geſellſchafter Gegenſtände zu einer den Wert nicht erreichenden Gegenleiſtung der Geſellſchaft 
überlaſſen oder die Geſellſchafter Gegenſtände der Geſellſchaft zu einer den Wert überſteigen⸗ 
den Gegenleiſtung übernommen haben, 
ob von Geſellſchaftern auf Forderungen oder andere Rechte gegen die Geſellſchaft verzichtet worden 
iſt oder ſolche Rechte von Geſellſchaftern erworben worden ſind, e 
ob ihnen von ihren Geſellſchaftern oder deren Ehegatten Darlehen gegeben worden ſind oder von 
ſolchen Perſonenvereinigungen, an denen ihre Geſellſchafter als Mitglieder beteiligt find, 
ob ihnen Darlehen von dritten Perſonen gegeben worden ſind, für die ein Geſellſchafter Sicherheit 
geleiſtet hat, 
ob Schuldverſchreibungen oder Genußſcheine ausgegeben worden ſind, 
inwieweit Perſonen Forderungen gegen die Geſellſchaft erworben haben, die einen Anteil am Ge⸗ 
winn der Geſellſchaft gewähren (z. B. ſtille Geſellſchafter), d f | 
inwieweit die Geſellſchaft ſelbft an anderen inländiſchen oder ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften 
oder an Kommanditgeſellſchaften beteiligt 2. ERE 
(3) Kapitalgeſellſchaften, bei denen nach $ 7 des Geſetzes Rechtsvorgänge von der Beſteuerung 
ausgenommen ſind, werden daraufhin geprüft, : 
ob die Borausjegungen für die Ausnahme von der Beſteuerung vorgelegen haben, d 
ob die Vorausſetzungen für die Ausnahme von der Beſteuerung fortgefallen und Rechtsvorgänge 


nach § 7 Abſatz 2 des Geſetzes ſteuerpflichtig geworden find. 
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§ 82 
Prüfung bei Banken uſw. 

(1) Banken und andere Perſonen, die gewerbsmäßig Geſchäfte über Wertpapiere betreiben, müſſen 
dem Prüfer ſämtliche Bücher (auch die perſönlichen Depotbücher der Kunden), Schriftſtücke und Belege 
(insbeſondere auch Sekretariats⸗ und Kreditakten, Kontokorrent vollſtändig vorlegen ($ 80), damit er 
ſich insbeſondere davon überzeugen kann, 

ob die Buchführung ordnungsmäßig iſt und die in Betracht kommenden Geſchäfte ausnahmslos in 

die Bücher, die der Steuerberechnung zugrunde liegen, eingetragen ſind, 

ob alle ſteuerlichen Geſchäfte verſteuert ſind, 

ob Steuerermäßigungen oder Ausnahmen von der Beſteuerung nicht zu Unrecht in Anſpruch ge⸗ 

nommen und die Förmlichkeiten beachtet find, von deren Innehaltung die Steuerermäßigungen 
oder Ausnahmen von der Beſteuerung abhängen. 

(2) Dem Prüfer ſind auf Verlangen auch die im Beſitz der zu prüfenden Stelle befindlichen ei- 
genen und fremden ausländiſchen Wertpapiere zur Prüfung der Wertpapierſteuerpflicht vorzulegen. 
Dies gilt nicht für fremde Wertpapiere, die von der zu prüfenden Stelle verwahrt, aber nicht ver⸗ 
waltet werden. Soweit die Verſteuerung zu Unrecht unterblieben iſt, veranlaßt der Prüfer die Anmel⸗ 
dung zur Verſteuerung und Abſtempelung. 

(3) Die Prüfung darf nicht auf die Ermittlung der Einkommens⸗ und Vermögensverhältniſſe der 
Bankkunden abgeſtellt werden. Gelegentliche Wahrnehmungen, die für die Steuerpflicht der zu prü⸗ 
fenden Stelle oder anderer Perſonen von Bedeutung ſein können, ſind dem zuſtändigen Finanzamt 
mitzuteilen. 

8 83 
Prüfung von Urkundsperſonen 

(1) Behörden, Beamte und Notare müſſen dem Prüfer ihre Akten, Bücher und ſonſtigen Schrift⸗ 
ſtücke, die darüber geführten Liſten und Regiſter vorlegen. 

(2) Bei Gerichten wird insbeſondere das Handelsregiſter mit den dazu gehörigen Akten geprüft. 

(3) Die Prüfung erſtreckt ſich auch darauf, ob die Urkundsperſonen die ihnen durch das Steuer⸗ 
grundgeſetz und dieſe Beſtimmungen auferlegte Beiſtandspflicht erfüllt haben. 


8 84 
Anderung gebräuchlicher Formulare, 


Das Verkehrſteueramt darf im Rahmen des Geſetzes und dieſer Beſtimmungen die Muſter den be⸗ 
ſonderen ſpäteren Bedürfniſſen anpaſſen und neue Muſter vorſchreiben. 


S 85 
Inkrafttreten 
Dieſe Beſtimmungen treten am 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 31. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz 41% Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 
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Eingegangen mt da Mufter 1 
Aeuerliſ te EE 6 17 KVD.) 
Sollbuic ht re 


In zwei Stücken einzureichen! 


Anmeldung 
des Erſterwerbs in Schuldverſchreibungen verbriefter Forderungsrechte gegen einen 


S inländiſchen Schuldner. 

= 

3 8 ; e E i d € 

Ee Der Erſterwerb der in den nachſtehend bezeichneten Wertpapieren (Zwiſchenſcheinen) verbrieften 
SE Forderungsrechten wird zur Beſteuerung — zur Anerkennung der Steuerfreiheit angemeldet. 

3 (Fortſetzung auf Seite 2) 


Anleitung 


1. Die Anmeldung iſt binnen zwei Wochen, vom Erwerb des verbrieften Forderungsrechts ab ge⸗ 
rechnet, dem Verkehrſteueramt in zwei Stücken einzureichen. Der Anmeldung bedarf es insbeſon⸗ 
dere, ſobald Schuldverſchreibungen oder Zwiſchenſcheine über Einzahlungen auf dieſe Papiere im 
Inland oder Ausland erſtmalig ausgegeben, veräußert, verpfändet oder zum Gegenſtand eines 
anderen Geſchäfts gemacht werden oder ſobald vor der Ausgabe Zahlungen auf die Wertpapiere 
geleiſtet werden. 


2. Die Unterlagen für einen ermäßigten Steuerſatz oder für die Ausnahme von der Beſteuerung ſind 
der Anmeldung beizufügen. 


3. Bei Rentenverſchreibungen iſt in Spalte 10 in Ermangelung eines Nennbetrags der 25 fache 
Betrag der Jahresrente einzutragen. Der Betrag der Jahresrente iſt in Spalte 11 anzugeben. 
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Bom Anmeldenden auszufüllen 


(Wohnung) 
des 
Anmeldenden 


dezi 2 


Gattung 
(Benennung, 
Ausſteller) 
Zinsſatz und 
Zinszahlungstag 


3 


Der Wertpapiere 


Stückelungs⸗ 

Ort Ta e 

e bezeichnung Nennbetrag 
Stück⸗ | (in ſich geordnet) für 
zahl das Stück 

der Buch- 9 
5 f 日 um⸗ 
Ausſtellung Reihe ſtabe mer 8 5 
7 89] 10 


Ich verſichere, die vorſtehenden Angaben nach beitem Willen und Gewiſſen gemacht zu haben. 


(Unterſchrift des Anmeldenden) 
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Steuerfeſtſetzung (vom Verkehrſteueramt auszufüllen) i 


Anträge und 
Erläuterungen 


(3. B. An⸗ Steuer⸗ | 
träge auf S pflihtiger | Steuerſatz: | Steuerbetrag | Gejamtbetrag 

Steuer: ne Betrag für je 10 8 für der Steuer [ zoue 
befreiungen | zahl Ga je Stüd das Stück (Sp. 12 bis 15) Bemerkungen 


oder Steuer⸗ 
ermäßigungen 


uſw.) 
a er? G 19 Hzd O P 
11 EEI 13 | 14 Bee 16 | 17 
| 
I 
| 
Der Geſamtſteuerbetrag oun 8 (S ENE EE re 19 
an die Kaſſe des Verkehrſteueramts, Danzig, Schäferei 11 一 Poſtſcheckkonto Danzig 2644 一 Giro⸗ | 
konto bei der Sparkaſſe der Stadt Danzig Nr. 5704 — zu zahlen: 
b u | 
Gegen vorſtehende Steuerfeſtſetzung kann innerhalb eines Monats ſeit Bekanntgabe bei dem Ver⸗ t 
kehrſteueramt Anfechtung eingelegt werden. 5 2 
SEET 19 d 
区 全 tel d 
EEEREN dE EES > 
Menden! 
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Der Erſterwerb der in den Wertpapieren (Spalten 3 bis 10) verbrieften Forderungsrechte iſt 
nach 8 13 des Geſetzes von der Beſteuerung ausgenommen. Fallen die Vorausſetzungen für die Aus⸗ 
nahme von der Beſteuerung nachträglich fort, ſo wird damit der Erwerb der Forderungsrechte ſteuer⸗ 
pflichtig, der innerhalb der letzten 5 Jahre vor dem Fortfall der Vorausſetzungen ſtattgefunden hat 
und noch nicht verſteuert iſt. Der Fortfall der Vorausſetzungen iſt vom Schuldner der Forderungs⸗ 
rechte binnen zwei Wochen, vom Fortfall der Vorausſetzungen an gerechnet, dem Verkehrſteueramt 
anzumelden. 


Da zig dd E gra 19 生 


(Unterſchrift) 
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Eingegangen All Muſter 2 
Steuerliſe ` G 
(Nr.) 
Sollb uc, 
， (Nr.) 


Nichtzutreffendes 
ſtreichen. 


In zwei Stücken einzureichen! 


Anmeldung 


von ausländiſchen Wertpapieren zur Abſtempelung 
gegen — ohne — Steuerentrichtung. 


Die nachſtehend bezeichneten Wertpapiere — Zwiſchenſcheine — werden — mit den Steuerausweiſen 
— zur Erhebung der Wertpapierſteuer und — zur Abſtempelung — angemeldet — und vorgelegt. 


Ich bin damit einverſtanden, daß die Wertpapiere —, die nachträglich vorgelegt werden, — dem 


Überbringer der Empfangsbeſcheinigung 1 auf Seite 4 zurückgegeben werden. 
(Fortſetzung auf Seite 2) 


Anleitung 


1. Die Anmeldung iſt binnen zwei Wochen, vom Erſterwerb des verbrieften Forderungs⸗ oder 
Geſellſchaftsrechts ab gerechnet, dem Verkehrſteueramt in zwei Stücken einzureichen. Der Anmeldung 
bedarf es insbeſondere, ſobald die Wertpapiere im Inland erſtmalig ausgegeben, veräußert, verpfändet 
oder zum Gegenſtand eines anderen Geſchäfts gemacht werden oder ſobald Zahlungen auf die Wert⸗ 
papiere im Inland geleiſtet werden, Vorausſetzung iſt, daß die Wertpapiere ſich im Zeitpunkt des 
Erſterwerbs im Inland befinden. 

2. Den Wertpapieren ſind die Steuerausweiſe, ordnungsgemäß ausgefüllt, beizufügen. 


3. Soll ohne Steuerentrichtung abgeſtempelt werden, ſo ſind die Unterlagen beizufügen. 

4. Bei Rentenverſchreibungen iſt in Ermangelung eines Rennbetrags der 25 fache Betrag der 
Jahresrente in Spalte 10 einzutragen. Der Betrag der Jahresrente iſt in Spalte 14 anzugeben. 

5. Die Empfangsbeſcheinigung 2 auf Seite 4 wird auf dem beim Verkehrſteueramt verbleibenden 
Stück der Anmeldung ausgeſtellt und vom Empfänger der Papiere unterſchrieben. 

6. Der Empfangsbeſcheinigung 1 auf Seite 4 bedarf es nur, wenn die Verſteuerung und Abſtem⸗ 


pelung nicht am Tag der Anmeldung beendet werden kann und die Papiere in Verwahrung des Ver⸗ 
kehrſteueramts bleiben. Sie wird auf dem dem Anmeldenden zurüdzugebenden Stück ausgeftellt, 


E TP 
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ah EE 
Sn Bom Anmeldenden auszufüllen 


; Bei 
Name Der Wertpapiere Geſellſchaftsrechten 
(Firma) „ | | | po Er⸗ 
t Stückelungs⸗ Nennbetrag für Wert 
Lfde. Wohnort eie Zant bezeichnung das Stuͤck werbs⸗ As 
Nr. Wohnung) | Autoe 0 Stück (im ſich geordnet) | in der ausländiſchen] preis ur 
des verſchrei HE er le = e Währung, bei mehreren A e 
Anmeldenden | "und Sins Ausſtellung Gue „„ Adak Ga 
Kd S S Währung) G PI G ZE 
— — —ñ— ü 7 10 E 


e . e 00 un: II un en. ren aier GE, een 


(unterſchrift des Anmeldenden) 
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Steuerfeſtſetzung (vom Verkehrſteueramt auszufüllen) 


Bei nicht voll bezahlten 


Steuer⸗ 


5 Geak Steuer⸗ 7 
Geſellſchaftsrechten Anträge pflichtiger Um⸗ pflichtiger Steu- Steuer⸗ 
Betrag der ausſtehenden N Betrag für | rechnungs-| Betrag: erſatz betrag 
Einzahlungen un Idas Stück k ür di für das für je 
s GIO Erläu⸗ = i der urs für die Stück in Bemerkungen 
(in der ausländiſchen, S m der 2 Gulden⸗ 10 G 2 
bei Ge terungen de BE HE SEN währung ige Sur 
in jeder Währung) 91 (Sp. 16) 
o SIETE 
13 14 15 16 18 


Der Geſamtſteuerbetrag von 


—— 


errezko EE (Sp. 21) iſt bis zut E 


an die Kaſſe des Verkehrſteueramts, Danzig, Schäferei 11 — Poſtſcheckkonto Danzig 2644 一 Giro⸗ 

konto bei der Sparkaſſe der Stadt Danzig Nr. 5704 zu zahlen. 
Gegen dieſe Steuerfeſtſetzung kann innerhalb eines Monats bei dem Verkehrſteueramt Einſpruch 

eingelegt werden. Die Abſtempelung wird erſt vorgenommen, nachdem die Steuer gezahlt iſt. 


ee Ee 


(Unterſchrift) 
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Empfangsbeſcheinigung 1 


Die vorſtehend bezeichneten Wertpapiere — und Steuerausweiſe — find dem Verkehrſteueramt 
übergeben worden; ſie werden nach Abſtempelung dem Überbringer dieſer Beſcheinigung ausgehändigt 
werden. 


Das Verkehrſteueramt behält ſich vor, die Empfangsberechtigung des Überbringers zu prüfen, iſt 
jedoch zur Prüfung nicht verpflichtet. 


Danes den SE 19 


(Unterſchrift) 
Dienftftempel 


Empfangsbeſcheinigung 2 


Die vorſtehend bezeichneten Wertpapiere — und Steuerausweiſe — habe ich nach Abſtempelung 
vom Verkehrſteueramt zurückerhalten. 


DANITG, dnn 1988 


— —ää—— — 23 „I„V„VV„IVIV„V„„õe ee %oõo̊cn % 44444 


(Unterſchrift des Empfangsberechtigten) 
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Muſter 3 
4 20 Kd 


Steuer aus weis 
zu dem nebenſtehend bezeichneten ausländiſchen Wertpapier“). 


— Jede an dem Inhalt des Steuerausweiſes vorgenommene Anderung macht 
den Steuerausweis ungültig. — 


Bezeichnung des Wertpapiers nach 


Nennbetrag in der Raum für den 
ausländiſchen Wäh⸗J Aufdruck des 
rung; ſofern der Steuerſtempels 
Nennbetrag in | (der Stempel 
mehreren Währungen) muß die nach⸗ 


Gattung 5 S 
(Benennung, Aus⸗ Ausſtellungs Stückelung 


ſteller bei Schuld⸗ 
und Renten⸗ 


verſchreibungen Sa Bud) angegeben ift, iftjedel ſtehende 
auch Zinsſatz) EO | EL ſtabe 1 dieſer Währungen | Eintragung 
einzutragen überdecken) 


— 
EO 


(Wiederholung 
der Stückelungs⸗ 
bezeichnung 
Sp. 4 bis 6 


*) Für Zinsſcheine, die ſelbſt abgeſtempelt werden, bedarf es eines Steuerausweiſes nicht. 


Verkehrſteueramt ar Muſter 4 
Ausfertigungsbuch NR.. DG 29 KVD.) 
Beſcheinigung 


über den Anſpruch auf Abſtempelung ausländiſcher Wertpapiere 
ohne Steuerentrichtung. 


Auf Antrag des Herrn n ñ / /ꝙPff!!! Ser 
der Firma 


das danziger Steuerzeichen ungültig gemacht worden. 


Jeder Inhaber dieſer Beſcheinigung iſt berechtigt, einen gleichen Nennbetrag der bezeichneten Wert⸗ 
e EE 199 bei dem Verkehrſteueramt ohne Steuerentrichtung 


abſtempeln zu laſſen. 


Im Falle des Verluſtes oder der Vernichtung dieſer Beſcheinigung iſt eine Kraftloserklärung im 
Weg des Aufgebotsverfahrens nicht zuläſſig. 


Danzig dds ee elle 


(Unterſchrift) 


Dienſtſtempel 


Abſchreibungen ſiehe Rücſeite! 
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Von dem vorſtehend bezeichneten Geſamtbetrag iſt Beſtätigungsvermerkdes 
Verkehrſteueramts 一 


on nach ſteuerfreier Abſtempelung Nr. der Kapitalverkehr⸗ 
E EE EE eg EEUU 
Nr. abgeſchrieben worden ein Nennbetrag verblieben ， erte 
ZZ von ein Reſtbetrag von |, Unterſchrift, Dienft 
ſtempel — (neben jede 
(in Buchſtaben) (in Zahlen) (in Zahlen) Eintragung zu ſetzen) 
een 3 4 | 5 | 6 
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Verkehrſteueramt 2 | BE EU EE on 
60 29 KD 


Ausfertigungs buch 


zu Beſcheinigungen über den Anſpruch auf Abſtempelung 
ausländiſcher Wertpapiere ohne Steuerentrichtung 


Rechnungsjahr 19... 


Dieſes Buch enthält Blätter, die von einer 
amtlich angeſiegelten, verbleiten oder mit Trocken⸗ 
ſtempel befeſtigten Schnur durchzogen jind*). 


Danzig dn E 193 Geführt von 


ETC 


(Name und Dienſtbezeichnung) (Name und Dienſtbezeichnung) 


Anleitung. 


1. In Spalte 4 werden die Wertpapiere nach Benennung, Ausſteller, Ort und Tag der Aus⸗ 
ſtellung, bei verzinslichen Wertpapieren auch nach dem Zinsſatz genau bezeichnet. 

2. In den Spalten 5, 7 wird der Geſamtnennbetrag in ausländiſcher Währung, bei mehreren 
Währungen in jeder Währung eingetragen. | | 


*) Bei Ga die in einem feften Einband gebunden und beſchnitten find, find die Worte „die“ bis „find“ zu ſtreichen. 


668 
一 
Sd = Name (Firma) Bezeichnung | Geſamtnennbetrag a 
do Ge do Wohnort (Wohnung) der ausländiſchen Wertpapiere, zu denen 
W GA des Antragſtellers das deutſche Steuerzeichen ungültig 


gemacht worden iſt 


1 2 3 4 


669 
EE 


In Anrechnung auf den Neun⸗ Ee 
betrag in Sp. 5 iſt ſteuerfrei Die Eintragung 


am abgeſtempelt worden I vollſtändig Bemerkungen 
i — erledigt am 
ein Nennbetrag von 
6 E 7 b 8 Br 9 
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rraegangen- ar Rü Muſter 6 
852 KVD) 
E Glen Fe Ea 
(Nr.) 
Steuerliſte Za 
(Nr.) 
Anmeldung 
Dee mD E EEE 
= are J E e ao 
If d ĩ 
(Ort) (Straße, Nr.) 
Im Monat ZZ Sa ich 
In den Monaten 55 198. ſind in den Geſchäftsbüchern, die Sep nach 8 49 


der Durchführungsbeſtimmungen zum Kapitalverkehrſteuergeſetz als Grundlage für das Abrechnungs⸗ 
verfahren bezeichnet habe n, insgeſamt 


(Gulden in Worten) 
habe ich 


Pere die Kaſſe des Verkehrſteueramts, 


Danzig, Schäferei 11 — Poſtſcheckkonto Danzig 2644, Girokonto bei der Sparkaſſe der Stadt Danzig 
! ee ee durch abgeführt. 
Alle von uns abgeſchloſſenen oder vermittelten Anſchaffungsgeſchäfte leinſchließlich der ſteuer⸗ 


freien) ſind unter Angabe des für jedes Geſchäft auf 2 entfallenden Steuerbetrags in den obenbezeich⸗ 


neten Geſchäftsbüchern eingetragen. Die Summe = 1 15 Steuerbeträge ergibt den angemeldeten 


Börſenumſatzſteuer eingetragen worden. Die Steuer 


Geſamtbetrag. 
Ich verſichere, ich habe. 
Wir verſichern daß SE die Angaben nach beſtem Willen und Gewiſſen dE ge 
Ge 55 den E ae 


ſunterſchrift) 


GEk TT ARRUE iee 


eduk dal eea EKA euritte se Dor 


bum a Ee aak RR "eme 1200 etu 


ÜBERS 85 9) 
2 2 fn 


ıpoypang; 


Han 
ens 
uoa 
Dunouamaen 
210 an! 
IDO 


"ug, OSTU Kunupergaongg 200 an GEOG (4 


en GEOG GO („BUN obnluog 


egmiluapao sed Rogg 


san 100 gauk 


0 a1ebunIalatz 
. E Ree emia eg grito 
du RNA a EA badie um 
GE ad E baba eea EA 
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= 


Rn So S2 8 
Sa u am a 
CS Le Së se2 Die auf LS 
SE Name SEH G3 den di E 
SGS) 58 des gd 2238 trageur IST S 
SCH aal Betrag s s ſentfallende 8 a S 
Kurs Lë e Sd Metiſten O der SD Hälfte der eia 
falls SS S Steuer det 
EE ei Metage⸗ S wegl Steuer ermäßigt 2 
— —— x 2 SZ = i e 
SS e on 18,8 * 
35 geſchäft E 8 8 8 Ei 
9 5 2 G PIA | a | 下 | 二 = 将 


E 
E 
E 
GO 
b 


% a ak A ABEE E E 


| 

| 

1) Falls der Betrag in Spalte 4a nicht niedriger iſt als in Spalte 4, wird Spalte 11 gemäß Spalte 6 ausgefüllt, 
andernfalls wird Spalte 11 aus Spalte da und 5 berechnet. =» 
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TZ 
E 
EE 


2 8 u = 2 322 a EB: 
des Nenn⸗ esr E Name 3 2 2 Die auf 35 
Ge. Gegen- bet E E ezte GE den Abi⸗ 
t GU degi de? de g Betrag 238 krageur Ss 
ſchäfts⸗ ſtand SE EE e 2 8 9 2 9 St e 
as 0 des Kurs 4 S Detten Ze der S Holte der ZE 
E $ = IS Geze |‘ 282 
Nr. d (e, I 于 | = 2 5 EO falls > Steuer S 353 Steuer GO 
ſchluſſes ſchäts S 25.128 Metage⸗ 3 2 8 238, [ermäßigt EE 
= DS) = Bel Zu ER ZE EE? Dé at LS 
E e = SS 0 ſeeſchäft 3 2 ba 
EEE S 08 85 | a |pläss Lenze 
| 12a | la 


2) Falls der Betrag in Spalte 4 nicht niedriger iſt als in Spalte 4 a, wird Spalte 11a gemäß Spalte 6a ausgefüllt, 
andernfalls wird Spalte 11 a aus Spalte 4 und 5a berechnet. 
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